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Von allen Rechten des gebildeten 
Geistes ist die Freiheit des Wortes 
das Heiligste. ^^ 



Vortüort. 



Der Umstandj dass die einschlägigen Bestimmungen über 
die Presse von einzekien Ortspolizeibehörden sowohl als auch 
von Gerichten verschiedenartig ausgelegt werden, haben mich 
zu der gegenwärtigen Arbeit veranlasst. Namentlich herrscht 
keine Einstimmigkeit darüber, ob jemand eine Legitimation 
bei sich führen muss, der ,, gelegentlich mal" auf öffentlichen 
Strassen, Wegen und Plätzen oder an anderen öffentlichen Orten, 
in Cafes, auf Bahnhöfen u. s. w. Druckschriften etc. unentgelt- 
lich verteilt oder sonst wie verbreitet, wobei der Verbreiter für 
seine Tätigkeit bezahlt wird, seinem Auftraggeber aber kein Ver- 
dienst durch die Druckschriften zufliesst. 

Hier haben erst die Entscheidungen unserer höchsten Ge- 
richte Klarheit geschafft, und sind die darüber ergangenen Urteile 
bei Besprechung der betreffenden Gesetzesstellen angeführt. 

Sodann habe ich im Anhang die seit dem Bestehen des deut- 
schen Bundesstaates eingangs erwähnten, über die Presse 
ergangenen Edikte, Verordnungen und Gesetze in der Voraus- 
setzung mit aufgenommen, dass heute nicht allein der Fach- 
mann, der Literat, der Druckereibesitzer und der Redakteur 
sich für das Schicksal der Presse und deren Entwicklung 
%interessieren dürfte, sondern dass gerade in der jetzigen be- 
^wegten Zeit jeder Staatsbürger über das Verhältnis der Presse 
:xum Staat genau informiert zu sein wünscht. Gerade heute 
;3iat das gebildete Publikum es in der Hand, durch energische 
^Zurückweisung der leider so mächtig wuchernden Schmutz- 
"literatur der Presse die ihr gebührende Stellung als fünfte 
'^'Grossmacht erhalten zu helfen. 

Möge die gegenwärtige Arbeit eine wohlwollende Aufnahme 
im Publikum finden. 



Der Verfasser. 
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Die deutsche Bundesakte vom 8. Juli 1815 hatte im Artikel 
18 d. bei der Aufzählung der Rechte, welche den deutschen Unter- 
tanen zustehen sollten, der Pressfreiheit gedacht, indem verheissen 
wurde, dass die Bundesversammlung sich bei ihrer erstenZusammen- 
kunft mit Abfassung gleichförmiger Verfügungen darüber be- 
schäftigen werde. Allein statt diese Verheissungen zu erfüllen, 
wurde durch das sog. Bundespressgesetz vom 20. September 1819 
bestimmt: „Dass Druckschriften unter 20 Bogen in keinem Bundes- 
staate ohne Yorwissen und ohne vorgängige Genehmigung der 
Landesbehörden zum Drucke befördert werden sollten^^ Dieser 
Beschluss sollte nur auf 5 Jahre gelten, wurde aber durch Bundes- 
beschluss vom 16. August 1824 auf so lange erstreckt, bis man 
über ein definitives Gesetz sich vereinbart haben werde. 

In Preussen erging auf Grund dieser Beschlüsse für den ganzen 
Umfang der Monarchie das Zensuredikt vom 18. Oktober 1819 
(G. S. 1819, S. 224), welches durch die Kabinettsorder vom 18. Sep- 
tember 1824 (G. S. 1824, S. 164) bis auf weiteres verlängert und 
durch eine Reihe späterer Erlasse noch verschärft wurde. (Polizei- 
wesen des preussischen Staates von v. Rönne und Simons, Bd. I, 
S. 688—735). 

Die Kabinettsorder vom 4. Oktober 1842 milderte die bis- 
herigen Bestimmungen dahin, dass die in Preussen erscheinenden 
Bücher, deren Text mit Ausschluss der Anlagen zwanzig Druck- 
bogen übersteige, wenn der Verfasser und der Verleger auf dem 
Titel genannt seien, der vorherigen Zensur nicht femer unter- 
worfen sein sollten, und die Kabinettsorder vom 4. Februar 1843 
(G. S. 1843, S. 25) erteilte eine liberalere Instruktion für die Zen- 
sur in Betreff der Zeitungen und Flugschriften. 

Durch die Ereignisse von 1848 gezwungen, hob die Bundes- 
versammlung durch Beschluss vom 3. März 1848 das provisorische 
Bundespreissgesetz vom 20. September 1819 auf. In Preussen hob 
das „Gesetz über die Presse" vom 17. März 1848 die Zensur auf, 
indem es alle darauf bezügUchen Bestimmungen, Anordnungen 
und Strafvorschriften ausser Kraft setzte. Endlich erging am 
12. Mai 1851 ein besonderes Gesetz über die Presse, welches nun- 
mehr nebst den Artikom 27 und 28 der Verfassung bis 1874 die 
Grundlage der preussischen Pressgesetzgebung bildete. 
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I. 

Gesetz über die Presse 

uom 12. Mai 1851. 



Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preu- 
ssen, etc. etc. verordnen nach Zustimmung der beiden Kammern 
was folgt : ^) 

§ 1. 

Zum Gewerbebetriebe eines Buch- oder Steindruckers, Buch- 
oder Kunsthändlers, Antiquars, Leihbibliothekars, Inhaber von 
Lesekabinetten, Verkäufers von Zeitungen, Flugschriften und 
Bildern, ist die Genehmigung der Bezirks-Regierung erforderlich. 

Diese darf nicht versagt werden, wenn derjenige, der das 
Gewerbe betreiben will, unbescholten ist; überdies müssen Buch- 
händler und Buchdrucker vor einer Prüfungskommission den 
Nachweis ihrer Befähigung führen. 

Der § 48 der Grewerbeordnimg vom 17. Januar 1845 wird 
aufgehoben. 

§ 3. 

Die im § 1 aufgeführten Gewerbe können durch hierzu quali- 
fizierte Stellvertreter ausgeübt werden. 

Ordnung der Presse. 

§ 5. 

Von jeder Nummer, jedem Hefte, oder Stücke einer Zeitung, 
oder einer in monatlichen oder kürzeren Fristen erscheinenden 
Zeitschrift, welche im Inlande heraus kommen, muss der Verleger, 
sobald die Austeilung oder Versendung beginnt, ein mit seiner 
Unterschrift, bei kautionspflichtigen Zeitungen mit der Unter- 
schrift des verantwortlichen Redakteurs versehenes Exemplar 
gegen eine ihm zu erteilende Bescheinigung bei der OrtspoUzei- 
behörde hinterlegen. Die Austeilung und Versendung der Zeitung 
oder Zeitschrift soll durch die Hinterlegung nicht aufgehalten 
werden. 

Von jeder anderen, die Presse verlassenden Druckschrift unter 
zwanzig Bogen, mit Ausnahme der nur zu den Bedürfnissen des 
Gewerbes und des Verkehrs, des häuslichen und geselligen Lebens 
dienenden Drucksachen, als: Formulare, Preiszettel, Visitenkarten 



^) Es ist hier zwar nicht der ganze Wortlaut des Gesetzes zum Abdruck 
gebracht, wohl aber dessen hauptsächlichste Bestimmungen. Die heute 
noch geltenden §§ 8, 9 und 41 sowie der teilweise in Krait gebliebene § 10, 
'i^ind durch Fettdruck hervorgehoben. 
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und dergl. ist der Drucker, oder, wenn von ihm die Ausgabe nicht 
erfolgt, der Verleger, Selbstverleger, Kommissionär verpflichtet, 
ein Exemplar 24 Stunden vor ihrer Ausgabe oder Versendung 
der Ortspolizeibehörde gegen Empfangsbescheinigung einzureichen. 
Das Exemplar ist, wenn inmittelst eine Beschlagnahme nicht ver- 
fügt worden, nach 14 Tagen zurückzugeben oder der Preis dafür 
zu entrichten. 

§ 6. 
An der bisherigen Verpflichtung des Verlegers, zwei Exemplare 
seiner Verlagsartikel und zwar eines an die Königliche Bibliothek 
in Berlin, das andere an die Bibliothek der Universität derjenigen 
Provinz, in welcher er wohnt, unentgeltlich einzusenden, wird 
nichts geändert 

§ 7. 

Auf jeder DrucKschrift muss der Name und Wohnort des 
Druckers genannt sein. — Ausgenommen hiervon sind die nur zu 
den Bediirfnissen des Gewerbes und Verkehrs, des häuslichen 
und geselligen Lebens dienenden Drucksachen. ( § 5). Auf Druck- 
schriften, welche für den Buchhandel oder sonst zur Verbreitung 
bestimmt sind, muss ausser dem Namen und Wohnort des Druckers 
auch der Name und Wohnort desjenigen, bei dem die Druckschrift 
als Verlags- oder Kommissionsartikel erscheint oder — beim Selbst- 
vertriebe der Druckschrift — der Name des Verfassers oder Heraus- 
gebers genannt sein. 

§ 8. 

Druckschriften, welche den vorstehenden Vorschriften nicht 
entsprechen, dürfen von niemandem verbreitet werden. 

Anschlagezettel und Plakate, welche einen anderen Inhalt 
haben, als Ankündigungen über gesetzlich nicht verbotene Ver- 
sammlungen, über öffentliche Vergnügungen, über gestohlene, ver- 
lorene oder gefundene Sachen, über Verkäufe oder andere Nach- 
richten für den gewerblichen Verkehr, dürfen nicht angeschlagen, 
angeheftet oder in sonstiger Weise öffentlich ausgestellt werden. 

Auf die amtlichen Bekanntmachungen öffentlicher Behörden 
sind die vorstehenden Bestimmungen nicht anwendbar. 

§ 10. 
Niemand darf auf öffentlichen Wegen, Strassen, Plätzen oder 
an anderen öffentUehen Orten (Druckschriften, aridere Schriften 
oder Bildwerke ausrufen, verkaufen y verteilen, anheften oder an- 
schlagen) Bekanntmachungen, Plakate und Aufrufe anheften, 
ansehlagen oder unentgeltlich verteilen ohne dass er dazu die Er- 
laubnis der Ortspolizei - Behörde erlangt hat und ohne dass er den 
Erlaubnissehein, in welchem sein Name ausgedrückt sein muss, 
bei sich führt. Die Erlaubnis kann jederzeit zurückgenommen 
werden. 
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§ 11- 
Wer eine Zeitung oder Zeitschrift in monatlichen oder kürzeren 
wenn auch unregelmässigen Fristen herausgeben will, ist ver- 
pflichtet, vor der Herausgabe eine Kaution zu bestellen. 

§ 12. 
Die Kaution beträgt: 

a) in Städten, welche nach dem Gewerbesteuergesetz vom 
30. Mai 1820 zur ersten Abteilung gehören 5000 Rthlr. 

b) in Städten der zweiten Abteilung 3000 Rthlr. 

c) in Städten der dritten Abteilung 2000 Rthlr. 

d) in allen anderen Orten 1000 Rthlr. 

Vorstehende Kautionssätze gelten nicht bloss für die betreffen- 
den Städte, sondern auch für deren zweimeiligen Umkreis. 

§ 13. 
Für Zeitungen oder Zeitschriften, welche dreimal oder weniger 
als dreimal wöchentlich erscheinen, wird die Kaution auf die Hälfte 
der im § 12 festgesetzten Summe bestimmt. 

§ 14. 

Den Zeitungen oder Zeitschriften stehen lithographierte 
oder auf irgend eine andere Art technisch vervielfältigte Schriften 
gleich, welche in monatlichen oder kürzeren, wenn auch unregel- 
mässigen Fristen erscheinen. 

(Die §§ 15 bis 23 handeln von Kautionsgestellungen, deren 
Rückgabe etc. etc.) 

§ 24. 

Jede Nummer, jedes Stück oder Heft einer kautionspf lich- 
tigen Zeitung muss ausser dem Namen und Wohnorte des Druckers 
und Verlegers, den Namen und Wohnort des verantwortlichen 
Redakteurs enthalten . 

§ 26 
handelt von der Verpflichtung des Herausgebers einer Zeit- 
schrift, Entgegnung einer angegriffenen Privatperson kosten- 
frei in einer der nachten Nummern aufzunehmen. Die Entgegnung 
muss sachlich gehalten und darf nicht zu lang sein. 

§ 27. 

Die mittelst der Presse verübten Vergehen, welche mit Frei- 
heitsstrafe von mehr als drei Jahren bedroht sind, gehören zur 
Kompetenz der Schwurgerichte. 

§ 29. 
Wenn eine zur Verbreitung bestimmte Druckschrift den Vor- 
schriften der §§ 7 und 24 nicht entspricht, oder wenn sich der 
Inhalt einer zur Veröffentlichung gelangten Druckschrift als 
Tatbestand einer strafbaren Handlung darstellt, so sind die Staats- 
anwaltschaft und deren Organe berechtigt, die Druckschrift, wo 
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«ie solche zum Zwecke der Verbreitung vorfinden, sowie die zur 
Vervielfältigung derselben bestimmten Platten und Formen vor- 
läufig mit Beschlag zu belegen. Die Verhandlungen sind inner- 
halb 24 Stunden nach der Beschlagnahme der Staatsanwaltschaft 
und von dieser, wenn sie die Beschlagnahme nicht selbst unmittelbar 
wieder aufhebt, innerhalb weiterer 24 Stunden der zuständigen 
Crerichtsbehörde vorzulegen. 

§ 32. 

Die Strafbarkeit wegen eines durch die Presse begangenen 
Vergehens oder Verbrechens beginnt mit der VeröffentUchung 
des Presserzeugnisses. 

§ 33. 

Die Veröffentlichung des Presserzeugnisses ist erfolgt, sobald 
die Druckschrift verkauft, versendet, verbreitet, oder an Orten, 
welche dem PubUkum zugänglich sind, ausgestellt odier angeschla- 
gen worden ist. 

§ 35 

droht dem Verleger bei strafbarem Inhalt einer Druckschrift 
eine Geldbusse von 200 bezw: 500 Thlr. an, sobald er bei seiner 
ersten gerichtUchen Vernehmung entweder den Verfasser oder 
Herausgeber nicht nachweist, oder wenn dieselben im Bereiche 
der preussischen Gerichtsbarkeit keinen persönlichen Gerichts- 
stand hatten. 

§ 38. 

Wahrheitsgetreue Berichte von den öffentlichen Sitzungen 
beider Kammern bleiben von jeder Verantwortung frei. 

§ 41. 

Wer den Vorschriften der §§9 und 10 zuwiderhandelt,^) hat 
eine Strafe bis fünfzig Talern oder eine (Jefängnisstrafe bis zu 
sechs Wochen verwirkt. 

Die übrigen §§ behandeln die Bestrafung sonstiger press- 
polizeilicher Vorschnften, Verjährungsfristen, sowie das Verfahren 
bei Einziehung und Vernichtung der Platten, Stiche und Druck- 
schriften. — 

Gegeben Bellevue, den 12. Mai 1851. 

gez. Friedrich Wilhelm. 



^) Zuwiderhandlungen verjähren gemäss § 49 in sechs Monaten. 
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Reichs-Qesetz über die Presse 

uom 7. Mai 1874. 
R.-G.-Bl. S. 65. 



Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden, Deutscher Kaiser, König 
von Preussen etc. etc. verordnen im Namen des Deutschen Reichs, 
nach erfolgter Zustimmung des Bundesrats und des Reichstags, 
was folgt: 

L Einleitende Bestimmungen. 

§ 1. 

Die Freiheit der Presse unterUegt nur denjenigen Beschrän- 
kungen, welche durch das gegenwärtige Gresetz vorgeschrieben 
oder zugelassen sind. 

§2.. 
Das gegenwärtige Gesetz findet Anwendung auf alle Er- 
zeugnisse der Buchdruckerpresse, sowie auf alle anderen, 
durch mechanische oder chemische Mittel bewirkten, zur Ver- 
breitung bestimmten Vervielfältigungen von Schriften^) und 
bildlichen Darstellungen mit oder ohne Schrift, und von Musi- 
kalien mit Text oder Erläuterungen. 

' Was im folgenden von „Druckschriften" verordnet ist, 
gilt, für alle vorstehend bezeichneten Erzeugnisse. 

§3. 
Als Verbreitung einer Druckschrift im Sinne dieses Gesetzes 
gilt auch das Anschlagen, Ausstellen oder Auslegen derselben an 
Orten, wo sie der Kenntnisnahme durch das Publikum zugängUch 
ist. 

§ 4. 
Eine Entziehung der Befugnis zum selbständigen Betriebe 
irgend eines Pressgewerbes oder sonst zur Herausgabe und zum 
Vertriebe von Druckschriften kann weder im administrativen, 
noch im richterlichen Wege stattfinden. 



Anmerkung, Laut § 7 der Strafprozessordnung vom 1. FebruaF 1877 
ist der Gerichtsstand bei demjenigen Gerichte begründet, in dessen Bezirk 
die strafbare Handlung begangen ist. — 

Bei Pressvergehen ist der Gerichtsstand bei dem Gerichte begründet, 
in dessen Bezirk das Presserzeugnis veröffentlicht ist. Die Beschlagnahme 
einer Druckschrift begründet keinen Gerichtsstand. (Erk. d. R.-G. vom 
16. März 1880.) 

^) D. h. es konmien hier „geschriebene Schriften" nicht in Betracht; 
die § § 2 und 6 werden im Abschnitt mit dem § 43 der G.-O. näher erläutert. 
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Im übrigen sind für den Betrieb der Pressgewerbe die Be- 
Stimmungen der Grewerbeordnung massgebend. 

§ 5. 
Die nichtgewerbsmässige öffentliche Verbreitung von Druck-^ 

Schriften kann durch die OrtspoUzeibehörde denjenigen Personen 
verboten werden, welchen nach § 57, 57a und 57b der Gewerbe- 
ordnung ein Legitimationsschein versagt werden darf. 

Zuwiderhandlungen gegen ein solches Verbot werden nach 
§ 148^ der Gewerbeordnung bestraft. 

!!• Ordnung der Presse. 

§ 6. 

Auf jeder im Greltungsbereich dieses Gesetzes erscheinenden 
Druckschrift muss der Name und Wohnort^) des Druckers 2) und, 
wenn sie für den Buchhandel, oder sonst zur Verbreitung bestimmt 
ist, der Name und Wohnort des Verlegers, oder — beim Selbst- 
vertriebe der Druckschrift — des Verfassers oder Herausgebers 
genannt sein.^) An Stelle des Namens des Druckers oder Verlegers- 
genügt die Angabe der in das Handelsregister eingetragenen Firma. 

Ausgenommen von dieser Vorschrift sind die nur zu den 
Zwecken des Gewerbes und Verkehrs, *) des häuslichen und ge- 
selligen Lebens dienenden Druckschriften, als: Formulare, Preis- 
zettel, Visitenkarten und dergleichen, sowie Stimmzettel für 
öffentUche Wahlen, sofern sie nichts weiter als Zweck, Zeit und 
Ort der Wahl und die Bezeichnung der zu wählenden Personen 
enthalten. ^) 

Zeitungen und Zeitschriften, welche in monatlichen oder 
kürzeren, wenn auch unregelmässigen Fristen erscheinen (periodische 
Druckschriften im Sinne dieses Gesetzes), müssen ausserdem auf 
jeder Nummer, jedem Stücke oder Hefte den Namen und Wohn- 
ort des verantwortlichen Redakteurs enthalten. 

Die Benennung mehrerer Personen als verantwortliche Redak- 
teure ist nur dann zulässig, wenn aus Form und Inhalt der Be- 
nennung mit Bestimmtheit zu ersehen ist, für welchen Teil der 

^) Wohnort und Wohnsitz ist nicht identisch, ersterer bestimmt sich 
nach dem B. G.-B. 

2) Drucker ist der gewerbliche Unternehmer der Druckerei, resp. der 
Geschäftsführer, wenn er vollständiger Vertreter ist. (Erk. d. R.-G. vom 
17. Juni 1887 und vom 21. Mai 1895). 

') Ist ein Personenverein der Herausgeber, so muss eine physische- 
Person als haftbar bezeichnet werden. 

*) Es muss der gewerbliche Zweck sofort aus der Druckschrift erkennbar 
sein; niu* in diesem Fall dient sie wirklich „Zwecken des Gewerbes". 

*) Stimmzettel, welche im Wege der Vervielfältigung hergestellt sind 
und nur die Bezeichnimg der zu wählenden Person enthalten, gelten 
nicht als Druckschriften im Sinne der Reichs- und Landesgesetze. (R.-G. 
vom 12. März 1884. R.-G. Bl. S. 17.) 

Ansichtspostkarten, welche einen politischen oder sozialen Inhalt- 
haben, unterliegen nicht diesen Ausnahmen. (Erk. d. R.-G. v. 13. 11. 02,. 
Bd. 36, S. 11.) 
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Druckschrift jede der benannten Personen die Redaktion besorgt. 

§ 8. 
Verantwortliche Redakteure periodischer Druckschriften dür- 
fen nur Personen sein, welche verfügungsfähig, im Besitze der 
bürgerlichen Ehrenrechte sind und im Deutschen Reiche ihren 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben. 

§ 9- 

Von jeder Nummer (Heft, Stück) einer periodischen Druck- 
schrift muss der Verleger, sobald die AusteUung oder Versendung 
beginnt, ein Exemplar gegen eine ihm sofort zu erteilende Be- 
scheinigung an die Polizeibehörde des Ausgabeorts unentgeltlich 
abliefern. ^) 

Diese Vorschrift findet keine Anwendung auf Druckschriften, 
welche ausschliesslich Zwecken der Wissenschaft, der Kunst, des 
Gewerbes oder der Industrie dienen. 

§ 10. 

Der verantwortliche Redakteur einer periodischen Druck- 
schrift, welche Anzeigen aufnimmt, ist verpflichtet, die ihm von 
öffentlichen Behörden mitgeteilten amtlichen Bekanntmachungen 
auf deren Verlangen gegen Zahlung der üblichen Einrückungs- 
gebühren in eine der beiden nächsten Nummern des Blattes auf- 
zunehmen. 

§ 11- 

Der verantwortliche Redakteur einer periodischen Druck- 
schrift ist verpflichtet, eine Berichtigung der in letzterer mitge- 
teüten Tatsachen auf Verlangen einer beteUigten öffentlichen 
Behörde oder Privatperson olme Einschaltungen oder Weglass- 
xingen aufzunehmen, sofern die Berichtigung von dem Einsender 
unterzeichnet ist, keinen strafbaren Inhalt hat und sich auf 
tatsächliche Angaben beschränkt. 

Der Abdruck muss in der nach Empfang der Einsendung 
nächstfolgenden, für den Druck nicht bereits abgeschlossenen 
Nummer und zwar in demselben Teile der Druckschrift und mit 
derselben Schrift, wie der Abdruck des zu berichtigenden Ar- 
tikels, geschehen. 2) 

Die Aufnahme erfolgt kostenfrei, soweit nicht die Entgeg- 
nung den Raum der zu berichtigenden Mitteilung überschreitet; 
für die über dieses Mass hinausgehenden Zeilen sind die üblichen 
Einrückungsgebühren zu entrichten.^) 



^) Die Druckschrift muss mit allen ' Beilagen eingeliefert werden; die 
Vorschrift bezieht sich auch auf Extrablätter. 

2) Siehe die Fussnote zu § 19. 

*) Ueberschr^itet die Berichtigung den Umfang des Artikels, so be- 
rechtigt dieser Umstand den Redakteur nicht, die Aufnahme zu verweigern. 
Eine Vorausbezahlung der Insertionsgebühren kann der Redakteur nicht 
verlangen. 
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§ 12. 
Auf die von den deutschen Reichs-, Staats- und Gemeinde- 
behörden, von dem Reichstage oder von der Landesvertretung 
«ines deutschen Bundesstaates ausgehenden Druckschriften finden, 
soweit sich ihr Inhalt auf amtliche Mitteilungen beschränkt, die 
Yorschriften der §§ 6 bis 11 keine Anwendung. 

§ 13. 

V 

Die auf mechanischem oder chemischem Wege vervielfältigten 
periodischen Mitteilungen (lithographierte, autographierte, metallo- 
graphierte, durchschriebene Korrespondenzen) unterliegen, sofern 
sie ausschliesslich an Redaktionen verbreitet werden, den in diesem 
Gesetze für periodische Druckschriften getroffenen Bestimmungen 
nicht. 



."> 



x4. 



Ist gegen eine Nummer (Stück, Heft) einer im Auslande er- 
scheinenden periodischen Druckschrift binnen Jahresfrist zwei- 
mal eine Verurteilung auf Grund der §§ 41 und 42 des Straf gesetz- 
buchs erfolgt, so kann der Reichskanzler innerhalb zwei Monaten 
nach Eintritt der Rechtskraft dos letzten Erkenntnisses das Verbot 
<ier ferneren Verbreitung dieser Druckschrift bis auf zwei Jahre 
•durch öffentliche Bekanntmachung aussprechen. 

Die in den einzelnen Bundesstaaten auf Grund der I^andes- 
gesetzgebung bisher erlassenen Verbote ausländischer periodischer 
Druckschriften treten ausser Wirksamkeif 

§ 15 

In Zeiten der Kriegsgefahr oder des Krieges können Veröffent- 
lichungen über Truppenbewegungen oder Verteidigungsmittel 
<iurch den Reichskanzler mittelst öffentlicher Bekanntmachung 
verboten werden. 

§ 16. 

Oeffentliche Aufforderungen mittelst der Presse zur Auf- 
bringung der wegen einer strafbaren Handlung erkannten Geld- 
strafen und Kosten, sowie öffentliche Bescheinigungen mittelst 
-der Presse über den Empfang der zu solchen Zwecken gezahlten 
Beiträge sind verboten. 

Das zufolge solcher Aufforderungen Empfangene oder der 
Wert desselben ist der Armenkasse des Orts der Sammlung für 
verfallen zu erklären. 

§ 17. 
Die Anklageschrift oder andere amtliche Schriftstücke eines 
Strafprozesses dürfen durch die Presse nicht eher veröffentlicht 
werden, als bis dieselben in öffentlicher Verhandlung kund gegeben 
worden smd oder das Verfahren sein Ende erreicht hat. 
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§ 18. 
Mit Geldstrafe bis zu eintausend Mark oder mit Haft oder 
mit Gefängnis bis zu sechs Monaten werden bestraft: 

1. Zuwiderhandlungen gegen die in den §§14, 15, 16 und 17 
enthaltenen Verbote; 

2. Zuwiderhandlungen gegen die Bestimmungen der §§ 6, 7 
und 8, welche durch falsche Angaben mit Kenntnis der 
Unrichtigkeit begangen werden. 

Dieselbe Strafe trifft den Verleger einer periodischen Druck- 
schrift auch dann, wenn er wissentlich geschehen lässt, dass auf 
derselben eine Person fälschlich als Redakteur benannt wird. 

§ 19. 

Mit Geldstrafe bis zu einhundert und fünfzig Mark oder mit 
Haft werden bestraft: 

1. Zuwiderhandlimgen gegen die §§ 6, 7 und 8, welche nicht 
durch § 18 Ziffer 2 getroffen sind; 

2. Zuwiderhandlungen gegen den § 9; 

• 3. Zuwiderhandlungen gegen die §§10 und IL 
In den Fällen der Ziffer 3 tritt die Verfolgung nur auf Antrag 
ein, und hat das Strafurteil zugleich die Aufnahme des eingesandten 
Artikels in die nächstfolgende Nummer anzuordnen.^) Ist die 
unberechtigte Verweigerung im guten Glauben geschehen, so ist 
luiter Freisprechung von Strafe und Kosten lediglich die nach- 
trägliche Aufnahme anzuordnen. 

III. Yerantwortliehkeit für die durch die Presse 
begangenen strafbaren Handlungen. 

§ 20. 

Die Verantwortlichkeit für Handlungen, deren Strafbarkeit 
durch den Inhalt einer Druckschrift begründet wird, bestimmt sich 
nach den bestehenden allgemeinen Strafgesetzen. ^) 

Ist die Druckschrift eine periodische, so ist der verantwort- 
liche Redakteur als Täter zu bestrafen, wenn nicht durch besondere 
Umstände die Annahme seiner Täterschaft ausgeschlossen wird. 

§ 21. 
Begründe c der Inhalt einer Druckschrift den Tatbestand 



*) Der wegen verweigerter Aufnahme einer Berichtigung zur Strafe 
verurteilte Redakteur einer periodischen Druckschrift wird durch diese 
Bestrafung seiner Pflicht zur Aufnahme der Berichtigung nicht enthoben. 
Die Berichtig^ungspflicht dauert vielmehr fort, der Art, dass der Redakteur^ 
wenn er die im Strafurteile angeordnete Berichtigung nicht ausführt, sich 
von neuem strafrechtlich verantwortlich macht. (Erkenntnis des Kgl. Ober- 
Tribunals vom 13. September 1877; J,-M.-Bl. S. 228.) 

2) Wegen der Verbreitung unzüchtiger Abbildungen und Schriften 
fi. §§ 184 und ff. des Str.-G.-B. 
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einer strafbaren Handlung, so sind 

der verantwortliche Redakteur, 

der Verleger, 

der Drucker, 

derjenige, welcher die Druckschrift gewerbsmässig vertrieben 
oder sonst öffentlich verbreitet hat (Verbreiter), 
soweit sie nicht nach § 20 als Täter oder Teilnehmer zu bestrafen 
sind, wegen Fahrlässigkeit mit Geldstrafe bis zu eintausend Mark 
oder mit Haft oder mit Festungshaft oder Gefängnis bis zu einem 
Jahre zu belegen, wenn sie nicht die Anwendung der pflichtge- 
mässen Sorgfalt oder Umstände nachweisen, welche diese An- 
wendung unmöglich gemacht haben. 

Die Bestrafung bleibt jedoch für jede der benannten Personen 
ausgeschlossen, wenn sie als den Verfasser oder den Einsender, 
mit dessen Einwilligung die Veröffentlichung geschehen ist, oder, 
wenn es sich um eine nicht periodische Druckschrift handelt, als 
den Herausgeber derselben, oder als einen der in obiger Reihen- 
folge vor ihr benannten eine Person bis zur Verkündigung des 
•ersten Urteils nachweist, welche in dem Bereich der richterlichen 
Gewalt eines deutschen Bundesstaates sich befindet, oder falls 
sie verstorben ist, sich zur Zeit der VeröffentUchung befunden 
hat; hinsichtlich des Verbreiters ausländischer Druckschriften 
ausserdem, wenn ihm dieselben im Wege des Buchhandels zu- 
gekommen sind. 

IV. Verjährung. 

§ 22. • 

Die Strafverfolgung derjenigen Verbrechen und Vergehen, 
weiche durch die Verbreitung von Druckschriften strafbaren In- 
halts begangen werden, sowie derjenigen sonstigen Vergehen, 
virelche in diesem Gesetze mit Strafe bedroht sind, verjährt in 
«echs Monaten. 

Y. Beschlagnahme.^) 

§ 23 

Eine Beschlagnahme von Druckschriften ohne richterliche 
Anordnung findet nur statt: 

1. wenn eine Druckschrift den Vorschriften der §§6 und 7 
nicht entspricht, oder den Vorschriften des § 14 zuwider 
verbreitet wird, 

2. wenn durch eine Druckschrift einem auf Grund des § 16 
dieses Gresetzes erlassenen Verbot zuwider gehandelt wird, 

3. wenn der Inhalt einer Druckschrift den Tatbestand einer 



*) Es wird hier nur die polizeiliche Beschlagnahme geregelt ; für die richter- 
liche Beschlagnahme sind die Vorschriften der Str.-Pr.-O. und § § 27 und 28 
•dieses Gresetzes massgebend. 
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der in den §§ 85. 95, 111, 130 oder 184 des deutschen 
Strafgesetzbuchs mit Strafe bedrohten Handlungen^) 
begründet, in den Fällen der §§ 111 und 130 jedoch 
nur dann, wenn dringende Gefahr besteht, dass bei Ver- 
zögerung der Beschlagnahme die Aufforderung oder An- 
reizung ein Verbrechen oder Vergehen unmittelbar zur 
Folge haben werde 

§ 24. 

Ueber die Bestätigung oder Aufhebung der vorläufigen 
Beschlagnahme hat das zuständige Gericht zu entscheiden. 

Diese Entscheidung muss von der Staatsanwaltschaft binnen 
vierundzwanzig Stunden nach Anordnung der Beschlagnahme 
beantragt und von dem Gericht binnen vierundzwanzig Stunden 
nach Empfang des Antrags erlassen werden. 

Hat die Polizeibehörde die Beschlagnahme ohne Anordnung 
der Staatsanwaltschaft verfügt, so muss sie die Absendung der 
Verhandlungen an die letztere ohne Verzug und spätestens binnen 
zwölf Stunden bewirken. Die Staatsanwaltschaft hat entweder 
die Wiederaufhebung der Beschlagnahme mittelst einer sofort 
vollstreckbaren Verfügung anzuordnen, oder die gerichthche Be- 
stätigung binnen zwölf Stunden nach Empfang der Verhandlungen 
zu beantragen. 

Wenn nicht bis zum Ablauf des fünften Tages nach Anord- 
nung der Beschlagnahme der bestätigende Gerichtsbeschluss der 
Behörde, welche die Beschlagnahme angeordnet hat, zugegangen 
ist, erlischt die letztere und muss die Freigabe der einzelnen Stücke 
erfolgen. 

§ 25. 

Gegen den Beschluss des Gerichts, welcher die vorläufige 
Beschlagnahme aufhebt, findet ein Rechtsmittel nicht statt. 

§ 26. 

Die vom Gericht bestätigte, vorläufige Beschlagnahme ist 
wieder aufzuheben, wenn nicht binnen zwei Wochen nach der 
Bestätigung die Strafverfolgung in der Hauptsache eingeleitet 
worden ist. 

§ 27. 

Die Beschlagnahme von Druckschriften trifft die Exemplare 
nur da, wo dergleichen zum Zwecke der Verbreitung sich befinden. 



^) Es sind dies: 

Aufforderung zum Hochverrat (§ 85); Beleidigung des Kaisers, des- 
Landesherm, oder während des Aufenthalts in einem Bundesstaate dessen 
Landesherm (§ 95); Aufforderung zum Ungehorsam gegen Gesetze oder 
rechtsgültige Verordnungen oder gegen die von der Obrigkeit innerhalb 
ilirer Zuständigkeit getroffenen Anordnungen (§ 111); öffentliche Anrei- 
zung verschiedener Klassen der Bevölkerung zu Gewalttätigkeiten gegen 
einander (§ 130); sowie Verbreitung unzüchtiger Schriften, Abbildungen 
oder Darstellungen ( § 184). 
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Sie kann sich auf die zur Vervielfältigung dienenden Platten und 
Formen erstrecken; bei Druckschriften im engeren Sinne hat auf 
Antrag des Beteiligten statt Beschlagnahme des Satzes das Ab- 
legen des letzteren zu geschehen. 

Bei der Beschlagnahma sind die dieselben veranlassenden. 
Stellen der Schrift unter Anführung der verletzten Gresetze zu 
bezeichnen. Trennbare Teile der Druckschrift (Beilagen einer 
Zeitung etc.), welche nichts Strafbares enthalten, sind von der 
Beschlagnahme auszuschliessen. 

§ 28. 

Während der Dauer der Beschlagnahme ist die Verbreitung 
der von derselben betroffenen Druckschrift oder der Wiederab- 
druck der die Beschlagnahme veranlassenden Stellen imstatthaft. 

W^er mit Kenntnis der verfügten Beschlagnahme dieser Be- 
stimmung entgegenhandelt, wird mit Geldstrafe bis fünfhundert 
Mark oder mit Gefängnis bis zu sechs Monaten bestraft. 

§ 29. 

Zur Entscheidung über die durch die Presse begangenen 
Uebertretungen sind die Gerichte auch in denjenigen Bundes- 
staaten ausschhesshch zuständig, wo zur Zeit noch deren Aburtei- 
lung den Verwaltungsbehörden zusteht. 

Soweit in einzelnen Bundesstaaten eine Mitwirkung der Staats- 
anwaltschaft bei den Gerichten unterster Instanz nicht vorge- 
schrieben ist, sind in den Fällen der ohne richterliche Anordnung 
erfolgten Beschlagnahme die Akten unmittelbar dem Gerichte 
vorzulegen. 

VI. Sehlussbestimmungen. 

§ 30. 

Die für Zeiten der Kriegsgefahr, des Krieges, des erklärten 
Kriegs- (Belagerungs-) Zustandes oder innerer Unruhen (Aufruhrs) 
in Bezug auf die Presse bestehenden besonderen gesetzhchen 
Bestimmungen bleiben auch diesem Gesetze gegenüber bis auf 
.weiteres in Kraft. ^) 

Das Recht der Landesgesetzgebung^), Vorschriften über das 
öffentliche Anschlagen, Anheften, Ausstellen, sowie die öffentliche, 
unentgeltliche Verteilung von Bekanntmachungen, Plakaten und 
Aufrufen zu erlassen, wird durch dieses Gesetz nicht berührt. 2) 

Dasselbe gilt von den Vorschriften der Landesgesetze über 



^) Unter Landesgesetzgebung im Sinne dieses § ist auch der Erlass 
von Polizei- Verordnungen zu verstehen. 

•) Es ist also nicht das ganze preussischo Press- Gesetz vom 1861 be- 
seitigt, sondern soweit in Gültigkeit geblieben, als es sich auf das öffentliche 
Anschlagen, Anheften oder Ausstellen, und auf das öffentliche unentgeltliche 
VerteUen von Bekanntmachungen, Plakaten und Aufrufen bezieht ; also die 
9 und 10, dieser in etwas veränderter Form, und § 4L Siehe S. 6. 
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Abgabe von Freiexemplaren an Bibliotheken und öffentliche 
Sammlungen. 

VorbehaltUch der auf den Landesgesetzen beruhenden all- 
gemeinen Gewerbesteuer findet eine besondere Besteuerung der 
Presse und der einzelnen Presserzeugnisse (Zeitungs- und Kalender- 
stempel, Abgaben von Inseraten etc.) nicht statt. 

§ 31. 

Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1874 in Kraft. Seine Einführung 
in Elsass-Lothringen bleibt einem besonderen Gesetze vorbehalten. 

Urkundlich etc. 

Gegeben Berlin, den 7. Mai 1874. Wilhelm. 
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IIL 

Die bezüglichen Bestimmungen 

der 

Reichs-Qeiuerbe-Ordnung. 



Während die Ordnung der Presse durch das Reichspressge- 
setz geregelt wird, erfolgt die Regelung des Pressgewerbes lediglich 
durch die Grewerbeordnung, und kommen hierfür in Betracht die 
§§14 Abs. 2, 42 b Abs. 3, 43, 44 und 56 Z. 12, bezw. Abs. 3 und 4. 

Der § 14 verlangt ausser der gewerbsteuerlichen Anmeldung 
noch eine behördliche (polizeiliche) Anzeige des Lokals und jeden 
Wechsel desselben von allen Gewerbetreibenden, die sich mit der 
Herstellung und Verbreitung von Druckschriften befassen. 

§ 42b bestimmt, dass derjenige Ortseingesessene der Druck- 
schriften, andere Schriften und Bildwerke von Haus zu Haua 
kolportiert, keine polizeiliche Erlaubnis nötig hat. 

§ 43 (wird nachstehend besonders besprochen). 

§ 44 bestimmt, dass der Geschäftsreisende, welcher Be- 
stellungen auf Druckschriften, andere Schriften p. p. ausserhalb 
aufsuchen will, zu diesem Zwecke Privatpersonen besuchen darf; 
Logitimationskarte ist Erfordernis, * 

§ 66, Z. 12 verbietet das Feilbieten und Aufsuchen von Be- 
stellungen im Umherziehen auf: 

1. solche Druckschriften p. p , welcher in sittlicher oder 
religiöser Beziehung Aergemis zu geben geeignet sind, oder 

2. solche Druckschriften p.p. die mittelst Zusicherung von 
Prämien oder Gewinnen vertrieben werden, oder die 

3. in Lieferungen erscheinen, wenn nicht der Gesamtpreis 
auf jeder einzelnen Lieferung an einer in die Augen fallenden 
Stelle bestimmt verzeichnet ist. 

Gemäss § 42a dürfen diese Druckschriften p.p. auch im ste- 
henden Gewerbe, weder von Haus zu Haus noch sonst öffentlich 
feilgeboten werden. 
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Bei Beratung der für den Norddeutschen Bund bestimmten 
Gewerbe-Ordnung wurde von den meisten Vertretern der Bundes- 
regierungen betont, dass gerade bei Presserzeugnissen der Vertrieb 
durch Ausbieten und Ausrufen auf öffentHchen Strassen und 
durch das öffentliche Anschlagen einer besonderen Kontrolle be- 
dürfe, weil derselbe teik zu einer Belästigung des städtischen 
Verkehrs führen, teils aber auch zur Gefährdung der öffentlichen 
Ordnung missbraucht werden könne. Daher wurde der ,,fhegeiide 
Buchhandel" durch § 43 der Gewerbe-Ordnung geregelt, derselbe 
lautete in der damaligen Fassung: 

„Wer gewerbsmässig Druckschriften oder andere Schriften 
oder Bildwerke auf öffentUchen Strassen, Wegen oder Plätzen oder 
an anderen öffentUchen Orten ausrufen, verkaufen, verteilen, 
anheften oder anschlagen will, bedarf hierzu einer Erlaubnis 
der Ortspolizeibehörde und hat diesen auf seinen Namen 
lautenden Erlaubnisschein bei sich zu führen. Diese Erlaubnis 
darf nur unter den Bedingungen und nach Massgabe des § 57 
versagt werden". 

Als im Jahre 1883 infolge vielfacher Anträge eine Durcli- 
beratung der Gewerbe-Ordnung im Reichstage stattfand, erfuhr 
auch der § 43 eine durchgreifende Aenderung, indem, wie all- 
gemein anerkannt wurde, der ,, fliegende Buchhandel" nicht 
lediglich die Merkmale des stehenden Gewerbebetriebes an sich 
trage, sondern mehr dem Hausierverkehr zuneige. Das Erforder- 
nis einer ortspohzeilichen Erlaubnis blieb bestehen; ein weiter- 
gehender Antrag „dass die Erlaubnis jederzeit zurückgenommen 
werden könne", fand jedoch die Zustimmung des Reichstages 
nicht. Dagegen wurde der Ortspolizeibehörde das Recht einge- 
räumt, die erforderliche Erlaubnis in den Fällen zu versagen, welche 
die höhere Verwaltungsbehörde zur Versagung eines Wander- 
Gewerbescheines ermächtige. 

[| [JDer § 43 in seiner heutigen Fassung lautet: 

Wer gewerbsmässig Druckschriften oder andere Schriften 
oder Bildwerke auf öffentlichen Wegen, Strassen,Plätzen oder an 
anderen öffentlichen Orten ausrufen, verkaufen, verteilen, anheften 
oder anschlagen will, bedarf dazu einer Erlaubnis der OrtspoHzei- 
behörde, und hat den über diese Erlaubnis auszustellenden, auf 
seinen Namen lautenden j»Legitimationsschein bei sich zu führen. 

Auf die^ Erteilung und Versagung der Erlaubnis finden die 
Vorschriften der §§ 57, No. 1, 2, 4, 57a, 57b No. 1 und 2 und 63 
Absatz 1 entsprechende Anwendung. Auf das blosse Anheften 
und Anschlagen findet der Versagungsgrund der abschreckenden 
Entstellung keine 'Anwendung. 



^ ^ Zur A Verteilung von ^ Stimmzetteln und Druckschriften zu 
Wahlzwecken bei der Wahl zu gesetzgebenden Körperschaften 



J 
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ist eine polizeiliche Erlaubnis in der Zeit von der amtlichen Be- 
kaxmtmachung des Wahltages bis zur Beendigung des Wahl- 
aktes nicht erforderlich. 

Dasselbe gilt auch bezüglich der nichtgewerbsmässigen Ver- 
teilung von Stimmzetteln und Druckschriften zu Wahlzwecken. 

In geschlossenen Räumen ist zur nichtgewerbsmässigen Ver- 
teilung von Druckschriften oder anderen Schriften oder Bild- 
werken eine Erlaubnis nicht erforderlich. 

An die Stelle des im § 5 Absatz 1 des Pressgesetzes vom 
7. Mai 1874 angezogenen § 57 der Gewerbe-Ordnung treten die 
Bestimmungen der §§ 67, No. 1, 2, 4, ö7a, 57b, No. 1 und 2 des 
gegenwärtigen Gesetzes. 



— 20 — 



III a. 



Straf-Bestimmungen 



zur 



Reichs - Qeiuerbe - Ordnung, 



Zu § 14, Abs. 1. Wer ein stehendes Gewerbe beginnt, ohne 
dasselbe vorschriftsmässig anzuzeigen, MÖrd mit Geldstrafe bis 
zu 150 Mk., im Unvermögensfalle mit Haft bis zu 4 Wochen be- 
straft. § 148, Z. 1. 

Zu § 14, Abs. 2. Wer die im § 14 erforderte Anzeige über das 
Betriebslokal unterlässt, wird mit Geldstrafe bis zu 150 Mk., im 
Unvermögensfalle mit Haft bis zu 4 Wochen bestraft. § 148, Z. 3. 

Zu § 43. Wer dem § 43 zuwiderhandelt, wird mit Geldstrafe 
bis zu 150 Mk., im Unvermögensfalle mit Haft bis zu 4 Wochen 
bestraft. § 148, Z. 5. 

Wer den im § 43 vorgesehenen Legitimationsschem während 
der Ausübung des Grewerbebetriebes nicht bei sich führt, wird 
mit Geldstrafe bis zu 30 Mk., im Unvermögensfalle mit Haft bis 
zu 8 Tagen bestraft. § 149, Z. 1. 

Zu § 44. Wer dem § 44 zuwiderhandelt, oder seine Legiti- 
mationskarte einem Anderen zur Benutzung überlässt, wird mit 
Geldstrafe bis zu 150 Mk., im Unvermögensfalle mit Haft bis zu 
4 Wochen bestraft. § 148, Z. 5. 

Zu § 56. Wer ein Gewerbe im Umherziehen 
ohne den gesetzlich vorgeschriebenen Wandergewerbescheiu be- 
treibt, wird mit Geldstrafe bis zu 150 Mk., im Unvermögensf aUe 
mit Haft bis zu 4 Wochen bestraft. § 148, Z. 7. 

Zu § 56^2. Wer bei dem Gewerbebetrieb im Umherziehen 
dem letzten Absatz des § 56 zuwiderhandelt, wird mit Geldstrafe 
bis zu 30 Mk., im Unvermögensfalle mit Haft bis zu 8 Tagen 
bestraft. § 149, Z. 2. 

Siehe femer § 18 und 29 des Hausiersteuergesetzes vom 
3. Juli 1876: 

Wer Druckschriften p. p. im Umherziehen feilbietet, ohne 
einen Grewerbeschein gelöst zu haben, wird mit dem doppelten 
Betrag der Jahressteuer bestraft; auch können zur Sicherung der 
Steuer, Strafe und Kosten die Druckschriften p. p. beschlagnahmt 
werden. 
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IV. 



Auszug 

aus dem Reichs-Straf-Qesetzbuch. 



§ 134. 

Wer öffentlich angeschlagene Bekanntmachungen, Verord- 
nungen, Befehle und Anzeigen von Behörden oder Beamten ab- 
reisst, beschädigt oder verunstaltet, wird mit Geldstrafe bis zu 
300 Mk. oder mit Gefängnis bis zu 6 Monaten bestraft. 

§ 184. 

Mit Gefängnis bis zu einem Jahre und mit Geldstrafe bis zu 
1000 Mark oder mit einer dieser Strafen wird bestraft, wer 

1. unzüchtige Schriften, Abbildungen oder Darstellungen 
feilhält, verkauft, verteilt, an Orten, welche dem Publikum 
zugänglich sind, ausstellt oder anschlägt oder sonst ver- 
breitet, sie zum Zwecke der Verbreitung herstellt oder 
zu demselben Zwecke vorrätig hält, ankündigt oder anpreist ; 

2. unzüchtige Schriften, Abbildungen oder Darstellungen 
einer Person unter sechzehn Jahren gegen Entgelt über- 
lässt oder anbietet; 

3. Gegenstände, die zu unzüchtigem Gebrauche bestimmt 
sind, an Orten, welche derd Publikum zugänglich sind, 
ausstellt oder solche Gegenstände dem Publikum an- 
kündigt oder anpreist; 

4. öffentliche Ankündigungen erlässt, welche dazu bestimmt 
sind, unzüchtigen Verkehr herbeizuführen. 

Neben der Gefängnisstrafe kann auf Verlust der 
bürgerlichen Ehrenrechte sowie auf Zulässigkeit von 
Polizei- Auf sieht erkannt werden. 

§ 184 a. 

Wer Schriften, Abbildungen oder Darstellungen, welche, 
ohne unzüchtig zu sein, das Schamgefühl gröblich verletzen, 
einer Person unter sechzehn Jahren gegen Entgelt überlässt oder 
anbietet, wird mit Gefängnis bis zu 6 Monaten oder mit Geldstrafe 
bis zu 600 Mark bestraft. 

§ 184 b. 

Mit Geldstrafe bis zu 300 Mark oder mit Gefängnis bis zu 
6 Monaten wird bestraft, wer aus Gerichtsverhandlungen, für 
welche wegen Gefährdung der Sittlichkeit die Oeffentlichkeit 
ausgeschlossen war, oder aus den diesen Verhandlungen zugrunde 
li^nden amtlichen Schriftstücken öffentlich Mitteilungen macht, 
wdche geeignet sind, Aergemis zu erregen. 
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V. 

Erläuterungen^ sou;ie Entscheidungen 
der höchsten Gerichtshöfe. 



a) Zum § 43 der Beiehs-Gew.-Ordnung. 

Gewerbsmässig ist eine jede Verbreitung, wenn damit die Er- 
zielung eines fortlaufenden Gewinnes bezweckt wird. Der Ver- 
breiter kann die Druckschrift gegen Bezahlung abgeben (verkaufen), 
oder unentgeltlich abgeben, aber seine Tätigkeit besonders vergütet 
bekommen. Entscheidend ist, ob die Tätigkeit auf Erwerb gerichtet 
war, und ob sie der Täter fortgesetzt oder mit der Absicht auf 
Fortsetzung ausgeübt hat. Auch eine einmalige Tätigkeit kann 
eine gewerbsmässige sein, wenn die Absicht beöteht, diese Tätig- 
keit in Zukunft zu wiederholen. 

(Entsch. des Kam. -Ger. vom 28. Juni 1900.) 

Zu den ,, anderen öffentlichen Orten" gehören insbesondere 
die Wirtschaften, Cafes, Bahnhöfe, Ausstellungen etc. etc., 
ebenso die allgemein zugänglichen Flure und Korridore der Häuser. 
(Urt. d. R.-G. vom 15. Februar 1889, Bd. 29, S. 1). 

Eine Wirtschaft, ein Cafe ist ein geschlossener Baum, 
aber trotzdem ein öf f entUcher Ort ; die gewerbsmässige Verbreitung 
von Druckschriften p. p. in denselben bedarf einer ortspolizei- 
lichen Erlaubnis. (Urt. d. R.-G. vom 15. Februar 1889, Bd. 29, S. 2.) 

Zu öffentlichen Wegen gehören natürlich auch Bürgersteige 
und nicht abgegrenzte Teile eines Grundstückes, sofern diese 
tatsächUch dem öffentlichen Verkehr dienen, obwohl sie Privat- 
Eigentum sind; ebenso öffentliche Wasserstrassen etc. (Urt. d. 
K.-G. vom 19. November 1896; ebenso das Erk. d. K.-G. vom 
27. November 1897.) 

Für die Kolportage am Orte ist die Führung eines Druck- 
schriften -Verzeichnisses nicht vorgeschrieben. Das Vorlegen des 
ersten Heftes einer Drucksache ist als ,, Feilbieten" einer Ware 
anzusehen, ebenso das Herumtragen eines Lieferungswerkes von 
Wirtschaft zu Wirtschaft unter Vorlegung von Einzelheften 
(Erk. d. Oberl.-Ger. München vom 4. Januar 1898.) 

Zu Abs. 3. Dieser Absatz handelt von der ,, gewerbsmässigen" 
Verteilung von Stimmzetteln^) und Druckschriften der bezeichne- 
ten Art. Die Bestimmung bezieht sich jedoch nur auf das Verteilen 



^) Stimmzettel für öffentliche Wahlen, welche im Wege der Verviel- 
fältigung hergestellt sind und nur die Bezeichnung der zu wählenden Per- 
son enthalten, gelten nicht als Druckschriften im Sinne der Reichs- oder 
Landesgesetze. Reichs- Gesetz vom 12. März 1884. (K. 9, Bl. 8 und 17). 
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(z. B. durch eine hierzu gemietete Person) nicht auch auf das 
Ausrufen, Verkaufen, Anheften und Anschlagen; und nur auf das 
Verteilen bei Wahlen zu gesetzgebenden Körperschaften, nicht 
zu Gemeindewahlen. 

Die Bestimmung zu Abs. 5 beruht auf einem, bei der dritten 
Beratung der Novelle von 1883 von dem Abgeordneten Richter 
gestellten Antrage; (stenogr. Bericht S. 2723). Aus der Motivierung 
ist folgendes hervorzuheben: 

,,Ich bitte Sie zu bemerken, dass es sich hier nicht um die ge- 
werbsmässige Verteilung von Druckschriften handelt. Es handelt 
sich also auch nicht darum, dass irgend jemand Druckschriften 
feilbietet; es handelt sich auch nicht darum, dass jemand bezahlt 
wird, um unentgeltliche Druckschriften zu vertreiben, sondern es 
haidelt sich um die nicht gewerbsmässige Verteilung von Druck- 
sachen, welche irgend jemand, ohne'dafür bezahlt zu werden, ohne 
dafür Geld zu verlangen, in irgend einem öffentlichen Interesse 
verteilt. Eine solche Verteilung von Drucksachen kommt tagtäglich 
vor, in der Mehrzahl der Fälle, ohne dass irgend etwas Politisches 
dabei im Spiel ist. Ueberall, wo Menschen in solchen Versamm- 
lungen sich befinden, selbst in Kirchen kommt es ja zu kirch- 
lichen Zwecken vor, dass Druckschriften — selbst an den Kirchen- 
türen - verteilt werden ; einProgramm, einStatut in einer Versamm- 
lung und dergleichen. 

Bei strikter Auslegung des gegenwärtigen Rechts würde man 
dazu kommen können, zu verlangen, dass jemand, der irgend 
etwas Gedrucktes in einem Lokale verbreitet, eine polizeiliche 
Erlaubnis dazu haben muss. Das kann unmöglich die Absicht des 
Gesetzgebers sein, und jedenfalls — kann ich nicht annehmen — 
die Absicht der Mehrheit dieses Hauses!" 

Ein jedermann zugänglicher Saal ist trotzdem als ein ,,ge 
schlossener" Raum im Sinne des § 43, Abs. 5 der R.- Gew.-Ordn. 
anzusehen. (Urt. d. K.-Ger. vom 16. Januar 1893.) (Siehe auch 
das weiter unten abgedruckte Urteil des Reichs- Gerichts vom 
7. Januar 1902.) 

b) Zum preussischen Pressgesetz von 1861. 

Wie bereits vorstehend erwähnt, ist durch die Bestimmung 
des § 30, Abs. 2 nicht das ganze preussische Pressgesetz beseitigt, 
sondern es sind von demselben diejenigen Bestimmungen in Kraft 
geblieben, welche von dem öffentlichen Anschlagen, Anheften, 
Ausstellen und detn öffentlichen unentgeltlichen VerteUen von 
Bekanntmachungen, Aufrufen und Plakaten sprechen.^) 

Das Wort ,, Bekannt machungen" kommt in dem Text des 
(s. S. 24) hier in Frage kommenden § 9 des oben erwähnten Gresetzes 

* ) Niir diese kommen in Betracht. (Urt. d. K.-G. vom 24. April 1890 und 
2.S. Januar 1896, sowie U. d. R.-G. vom 7. Januar 1902.) 
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nicht vor, ist jedoch, wie eine Entscheidung des Kammer- Gericht« 
besagt, dem Texte zuzufügen. 

Der Inhalt, welchen die zum Anschlagen etc. bestimmten 
Plakate haben dürfen,ist ebenfalls in dem § 9 genau vorgeschrieben, 
nämlich sie dürfen nur Ankündigungen enthalten über erlaubt« 
Versammlungen, öffentliche Vergnügungen, gestohlene, gefundene 
und verlorene Sachen, und über Verkäufe und sonstige Nachrichten 
über den gewerblichen Verkehr. 

Die amtlichen Bekanntmachungen öffentlicher Behörden 
dürfen auch einen anderen Inhalt haben. 

Der § 10 lautet in seiner heute gültigen Fassung: 

,, Niemand darf auf öff entheben Wegen, Strassen und Plätzen 
oder an anderen öffentlichen Orten Bekanntmachungen, Plakate 
und Aufrufe anschlagen, anheften, ausstellen oder unentgeltlich 
verteilen, ohne dass er hierzu die ortspolizeiliche Erlaubnis er- 
halten hat und diesen Erlaubnisschein bei sich führt. Die Er- 
laubnis kann jederzeit zurückgenommen werden''. 

Femer ist auch noch der § 41, der für Zuwiderhandlungen 
gegen die §§9 und 10 Geldstrafe bis zu 150 Mk. androht, in Kraft 
geblieben. (Siehe S. 5.) 

Bekanntmachung ist jede — amtliche oder private — Mit- 
teilung von Tatsachen, von der der Verfasser glaubt, dass diese 
nicht, oder nicht genügend bekannt seien. (Urt. d. K.-G. vom 
13. Oktober 1893). 

Plakat ist eine zu Maueranschlägen bestimmte Druckschrift, 
deren Inhalt dem Publikum bekannt gemacht werden soll. Unter 
Umständen gehört dazu auch das Extra-Blatt einer Zeitung imd 
ein selbstgeschriebenes Plakat. (Urt. d.K.-G. vom 15. Dezember 
1884 und vom 22. September 1881). 

Der Ausdruck ,, Plakate" umfasst auch Anschläge einzelner 
Nummern periodischer Zeitschriften. (Erk. d. Ob. V.-G. vom 
10. Mai 1879, Bd. 5, S. 425). 

Ein in einer Wirtschaft angeschlagenes Plakat ist öffentlich 
ausgestellt. (Urt. d. K.-G. vom 26. April 1900, Bd. 20, C. 85). 

Aufruf ist jede an die Oeffentlichkeit gerichtete Aufforderung 
zu bestimmten Handlungen. (Urt. d. K.-G. vom 1. Mai 1893). 

Für die öffentliche unentgeltliche Verteilung von gedruckten 
Bekanntmachungen ist in der RegeP) ortspolizeiUche Erlaubnis 
erforderlich. (Urt. d. K. G. vom 8. Oktober 1903, Bd. 26, C. 73). 

Dias Verteilen von ,, Einladungszetteln" zu einer Versammlung 
ist Verteilen von Bekanntmachungen im Sinne des§ 10 des preuss. 
Press-Gesetzes. (Urt. d. K.-G. vom 8. Oktober 1903). 

Der § 10 des preussischen Press- Gesetzes vom 12. Mai 1851 



*) Das Verteilen von Bekanntmachungen zu Wahlzwecken ist frei. 
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spricht nicht von Bekanntmachungen, dieses tut der § 30, Abs. 2 
des Reichs-Gesetzes über die Presse vom 7. Mai 1874. 

Durch diese Bestimmungen sind bereits erlassene landesge- 
setzliche Vorschriften aufrecht erhalten, auch soweit sie über den» 
§ 5 des Reichs-Press- Gesetzes hinaus gehen. 

Nun sagt der § 10 des preussischen Press- Gesetzes: ,, Niemand 
darf auf öffentlichen Strassen p. p. . Druckschriften p. p. . . 
verteilen, ohne dass er dazu die Erlaubnis der Ortspolizeibe- 
hörde erlangt hat". 

Dass die Vorschrift über den § 5 des Reichs-Press- Gesetzes 
hinausgeht, der nur ein Verbot für möglich, nicht aber eine Er- 
laubnis für nötig erklärt, steht ihrer Gültigkeit noch nicht ent- 
gegen. Die Vorschrift bezieht sich aber auf jede öffentliche Ver- 
teilung, d. h. auf die gewerbsmässige und die nicht gewerbsmässige 
(d. h. unentgeltliche), sowie auf alle Druckschriften. In diesem 
Umfange besteht sie heute nicht mehr zu Recht. Sie gilt nur 
noch für die öffentliche nicht gewerbsmässige Verteilung und 
nur noch für Bekanntmachungen. (Siehe Urt. des Reichsgerichts 
vom 7. Januar 1902, Bd. 35.) Die Meinimg des Urteüs im 
Jahrbuch Bd. 12, S. 250 ist bereits aufgegeben. (Siehe auch das 
Urt. d. R. G. vom 7. Januar 1902 weiter unten.) 

Das Verteilen von Druckschriften ist dann unentgeltlich,, 
w^enn der Verteiler für die Arbeit des Verteilens von seinem Auf- 
traggeber keinen Lohn erhält. (Entsch. d. K.-G. vom 18. April 1904,. 
Bd. 27, S. 0. 63.) 

Durch das unbefugte Ankleben von Plakaten p. p. kann auch 
eine Sachbeschädigung im Sinne des § 303 des Straf- Gesetzbuches 
entstehen; z. B. Beschädigung des Oelanstriches, des Verputzes etc. 



o 



.) Entscheidungen zum Beichs-Pressgesetz 

vom 7. Mai 1874. 

Zu § 2. Nach dem Wortlaut kommen nur Schriften- Verviel- 
fältigungen in Betracht, die in einer Mehrheit von Stücken auf 
mechanischem oder chemischem Wege zum Zwecke der Verbrei- 
tung hergestellt sind. 

BUdliche Darstellungen sind zu unterscheiden von ,, Bildern"; 
es kommt jedoch nicht darauf an, ob sie nach einem vorhandenen 
Vorbilde oder nach der Natur aufgenommen sind. Also Photo- 
graphien, die lediglich das Lichtbild einer Person oder eines Gegen- 
Standes der Natur sind, gehören nicht zu Druckschriften. (Urt. 
d. Ob.-Verw.-Ger. vom 3. Januar 1901.) 

Ansichtspostkarten sind der Ordnungsvorschrift in § 6 des^ 
Pressgesetzes vom 7. Mai 1874 unterworfen. (Entsch. d. R.-G. 
vom 13. November 1902, Bd. 36, S. 11.) 
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Zu § 3. Als Verbreiten gilt das Ausrufen, Verkaufen (auch 
durch Automaten), Verteilen, Anheften, Anschlagen, Versenden, 
Ausstellen oder Auslegen an Orten, wo die Druckschrift der Kennt- 
nis durch das Publikum zugänglich ist; ferner das Aufsuchen von 
Bestellungen auf Druckschriften, sowie überhaupt jede Tätigkeit 
zum Zweck der Bekanntgabe an andere Personen. Ji«i ll 

Zu § 5. Die nicht gewerbsmässige Verbreitung von Druck- 
schriften aller Art kann den Personen verboten werden, denen 
nach § 43 G.-O. ein Legitimationsschein versagt werden kann; 
dieses heisst also, ,, prinzipiell" hat die Polizei überhaupt nicht das 
Recht, jemandem die nicht gewerbsmässige Verbreitung zu ver- 
sagen, bezw. diese erst von ihrer Genehmigung abhängig zu machen. 
Sollte sich aber eine Person damit befassen, die nach § 43 G. O. der 
Pohzei für einen Legitimationsschein nicht qualifiziert erscheint, 
flo kann sie ihm die weitere, d. h. künftige Verbreitung untersagen. 
(Siehe Entsch. d. K.-G. vom 5. November 1891, Bd. XII, S. 248, 
dessen Tenor lautet: Zum nicht gewerbsmässigen Verteilen von 
Druckschriften p. p. auf öffentlichen Wegen, Strassen und Plätzen 
oder an anderen öffentlichen Orten ist keine polizeäUche Erlaubnis 
erforderlich. Der § 10 des preussischen Pressgesetzes vom 12. Mai 
1851 ist durch § 5 des Reichs-Pressgesetzes vom 7. Mai 1874 und 
§ 43 der Reichs-Gew.-Ordn. diesbezüglich ausser Kraft gesetzt. 

Ebensowenig ist zum nicht gewerbsmässigen Verteilen von 
Druckschriften etc. in geschlossenen Räumen eine polizeiliche 
Erlaubnis erforderlich. Auch für das unentgeltliche Verteilen 
von Druckschriften an öffentlichen Orten ist dieselbe nicht erfor- 
derlich. (Urt. d. K.-G. vom 8. Oktober 1903. R. S.S. 246 und 247.) 

Die nicht ,, gewerbsmässige" Verbreitung ist nicht gleichbe- 
deutend mit ,, unentgeltlich"; es kann jemand eine Druckschrift 
gegen Entgelt verbreiten und dennoch ,, nicht gewerbsmässig'' 
handeln. (Entsch. d. K.-G. vom 18. April 1904, Bd. 27, C. 63.) 

Die nichtgewerbsmässige Verbreitung von Druckschriften p. p. 
erfordert nach Erlass des Reichs-Pressgesetzes vom 7. Mai 1874 
im allgemeinen nicht mehr eine polizeiliche Erlaubnis. Der § 5 
desselben statuiert lediglich die Befugnis der Ortspolizeibe- 
hörden, gewissen Personen die Verbreitung zu verbieten. — 
Unberührt blieben durch diesen § 5 nach § 30, Abs. 2 desselben 
Gesetzes nur die landesrechtlichen Vorschriften über das öffent- 
liche Anschlagen, Anheften und Ausstellen, sowie die öffentliche 
unentgeltliche Verteilung von Bekanntmachungen, Plakaten und 
Aufrufen, Nur soweit diese Handlungen betreffs dieser besonders 
hervorgehobenen Arten von Presserzeugnissen oder Schriften in 
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Frage kommen, war hiemach das Verbot in § 10 des preussischen 
Pressgesetzes vom 12. Mai 1851 noch in Kraft, soweit es darüber 
linausging war es durch die Reichsgesetzgebung beseitigt. . . . 

.... Der durch die Novelle zur Reichs- Gewerbe-Ordnung 
iTom 1. Juli 1883 in den § 43 eingefügte Absatz 5 hatte nicht den 
3inn, eine Erweiterung des Verbotes der nicht gewerbsmässigen 
Verteilung von Druckschriften p. p. wieder einzuführen; er be- 
schränkte vielmehr die den Landesregierungen verbliebene Ver- 
botsbefugnis noch weiter, und das noch in Kraft gebliebene Verbot 
im § 10 des preussischen Pressgesetzes wurde auch in soweit 
beseitigt, als die nicht gewerbsmässige Verteilung von Druck- 
schriften p. p. in geschlossenen Räumen einer polizeilichen Erlaub- 
nis unter allen Umständen nicht mehr bediirftig erklärt wurde. 
(Urt. d. R.-G., IV. Straf-Sen., vom 7. Januar 1902, Bd. 35, S. 54,55.) 
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VI 



Anhang. 



Der Handel mit Büchern war schon den vorchristlichen Völkern 
bekannt; namentlich fanden sich bei den Griechen und Römern 
schon Bücher-Händler, die eine Anzahl Schreiber hielten und 
die Abschriften der Werke der Gelehrten verkauften. In China 
soll die xylographische Buchdruckerkunst schon vor mehr als 
tausend Jahren vor Christi bekannt gewesen sein und wird auch 
dort der Buchhandel schon in jener dunklen Vorzeit bestanden 
haben. — 

In Bologna und Paris beschäftigten sich, nach Errichtung 
der hohen Schulen daselbst, Buchhändler, Stationarii genannt, 
nicht nur mit dem Verkauf der selbst angekauften oder durch 
eigene Schreiber angefertigten Abschriften von gelehrten Werken, 
sondern sie borgten dieselben auch gegen Entgelt aus. In Griechen- 
land lässt sich der JEandschrif tenhandel ebenfalls schon in ältester 
Zeit nachweisen ; es gab dort offene Buchläden, in denen die Gelehr- 
ten sich versammelten, um sich ein neues Buch vorlesen zu lassen, 
denn nicht viele konnten die Kosten des Abschreibens erschwingen. 

Demgemäss konnte der Handel mit Manuskripten und Ab- 
schriften damals nicht von grosser Ausdehnung sein, und befand 
sich bis in die Mitte des 14. Jahrhunderts hinein fast nur in Händen 
der Geistlichkeit, da das Bücherabschreiben eine Hauptbeschäf- 
tigung der Mönche war. 

Mit der Entstehung der Universitäten wandten sich nun auch 
Nichtgeisthche dem Manuskriptenhandel zu; in Paris und Wien 
gründeten sich förmliche Schreiberinnungen, die als Angehörige 
der Universität betrachtet und durch Privilegien geschützt wurden. 

Einen mächtigen Aufschwung nahm aber erst der literarische 
Verkehr durch die Erfindung der Buchdruckerkunst; diese wurde 
um das Jahr 1440 von Johannes (Henne) Gensfleisch — Gutenberg 
erfunden und unter Beistand von Johann Faust (Fustus) und 
Peter Schöffer vervollkommnet, und wirkte mächtig auf Ver- 
mehrung des Materials zur Ausbildung des menschlichen Geistes. 
(Im Jahre 1450 erschien in Mainz die erste gedruckte Bibel.) 
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Der Johann Faust war in Deutschland der erste Buchhändler, 
dLer mit gedruekten Büchern handelte. Er brachte dieselben von 
IMainz aus, wo der Druck erfolgte, bis nach Paris, namentlich die 
Sibeln. Kein Wunder, wenn ihn die Geistlichkeit, der die so schnelle 
txnd zahlreiche Vermehrung der Bibelexemplare etwas üeber- 
atürhches schien, einen Verbündeten des Teufels nannte. 



Heute hat sich Buchhandel und Buchdruckerei fast ganz 
^voneinander getrennt; im Buchhandel sind heute vier verschiedene 
Arten des Betriebes zu unterscheiden, nämlich 

Verleger, Sortimenter, Kommissionäre und Antiquare. 

Als Hauptverlagsorte kommen für den deutschen Buchhandel 
Betracht : Leipzig, Berlin, Stuttgart und die Universitätsstädte. 
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Die auf S. 3 erwähnten Edikte aus der Zeit von 1819 — 1841 
lauteten : 

Das Zensuredikt vom 18. Oktober 1819. 

I. 

Alle in Unserem Lande herauszugebende Bücher und Schriften, 
sollen der in den nachstehenden Artikeln verordneten Zensur zur 
Grenehmigung vorgelegt und ohne deren schriftliche Erlaubnis 
weder gedruckt noch verkauft werden. 

II. 

Die Zensur wird keine ernsthafte und bescheidene Unter- 
suchung der Wahrheit hindern, noch den SchriftsteUem unge- 
bührlichen Zwang auflegen, noch den freien Verkehr des Buch- 
handels hemmen. Ihr Zweck ist, demjenigen zu steuern, was den 
allgemeinen Grundsätzen der Religion, ohne Rücksicht auf die 
Meinungen und Lehren einzelner Religionspartheien und im Staate 
geduldeter Sekten, zuwider ist; zu unterdrücken, was die Moral 
und guten Sitten beleidigt, dem fanatischen Herüberziehen von 
Religionswahrheiten in die Politik und der dadurch entstehenden 
Verwirrung der Begriffe entgegen zu arbeiten; endlich zu verhüten, 
was die Würde und Sicherheit, sowohl des Preussischen Staates 
als der übrigen deutschen Bundesstaaten, verletzt. Hierher gehören 
alle auf Erschütterung der monarchischen und in diesen Staaten 
bestehenden Verfassungen abzweckende Theorien; jede Verun- 
glimpfung der mit dem Preussischen Staate in freundschaftlicher 
Verbindung stehenden Regierungen und der sie konstituierenden 
Personen; femer alles was dahin zielt, im Preussischen Staate 
oder den deutschen Bundesstaaten Missvergnügen zu erregen 
imd gegen bestehende Verordnungen aufzureizen; alle Versuche, 
im Lande und ausserhalb desselben Partheien oder ungesetzmässige 
Verbindungen zu stiften, oder in irgend einem Lande bestehende 
Partheien^ welche am Umsturz der Verfassung arbeiten, in einem 
günstigen ^Lichte darzustellen. 

III. 

Die Aufsicht' über die Zensur aUer in Unseren Landen heraus- 
kommenden Schriften, welchen Inhalts sieseyn mögen, wird aus- 
schliesslich den Ober-Präsidenten, sowohl in Berlin, als in den 
Provinzen, übertragen, welche für jedes einzelne Fach eine zur 
grossmöglichsten Beschleunigung erforderliche Anzahl vertrauter, 
^vissenschaftlich gebildeter und aufgeklärter Zensoren durch das 
im § 6 bestimmte Ober-Zensur-Kollegium, dem Polizei-Departe- 
ment des Minister des Innern, in Absicht auf auswärtige Ver- 
hältnisse, dem Minister der auswärtigen Angelegenheiten, und 
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auf theologische und wissenschaftliche Werke dem Minister der 
geistHchen Angelegenheiten und des öffentlichen Unterrichts^ 
"vorgeschlagen werden, um unter ihrer Leitung und nach den ihnen 
gegebenen Instruktionen sich . der Beurtheilung der ihnen überge- 
benen Manuskripte, nach den im Artikel II festgesetzten Grund- 
sätzen zu unterziehen. 

IV. 

Die Zensur der Zeitungen, periodischer Blätter und grösserer 
Werke, welche sich ausschliesslich mit der Zeitgeschichte oder 
Politik beschäftigen, steht unter der obersten Leitung Unseres 
Ministeriums der auswärtigen Angelegenheiten; die der theologi- 
schen, rein wissenschaftlichen Werke unter dem Minister der 
geistlichen Angelegenheiten und des öffentlichen Unterrichts. 
AUe übrigen Gregenstände der Zensur unter dem Polizei-Departe- 
ment im Ministerium des Innern. 

Die Zensur von Gelegenheits- Gedichten und Schriften, Schul- 
programmen und andern einzelnen Blättern dieser Art, ausser den 
Ober-Präsidial-Städten, bleibt den Polizeibehörden des Druck- 
ortes, jedoch unter der Aufsicht und Kontrolle der Ober-Präsidenten,, 
überlassen. * 

V. 

Alle katholischen ReKgions- und Andachtsbücher müssen,, 
ehe sie der gewöhnUchen Zensur übergeben werden, von dem 
Ordinarius oder seinem Stellvertreter das Imprimatur erhalten 
haben, wodurch bezeugt wird, dass sie nichts enthalten, was der 
Lehre der kathoUschen Kirche zuwider wäre. 

VI. 

Es soll in Berlin ein nach Verschiedenheit der Gegenstände 
den in den §§ 3 imd 4 benannten Staats-Ministerien immittelbar 
untergeordnetes, aus mehreren Mitgliedern und einem Sekretair 
bestehendes Ober-Zensur-Kollegium für die ganze Monarchie 
errichtet werden. 

Dessen Hauptbestimmung soll sein: 

1. Die Beschwerden der Verfasser und Verleger wegen Ver- 
weigerung der Erlaubnis zum Druck zu untersuchen und 

[nach dem Geiste des gegenwärtigen Gesetzes in letzter 
Instanz hierüber zu entscheiden. 

2. Ueber die Ausführung des Zensur-Gresetzes zu wachen, 
und jede Uebertretung p. p. mit einem Gutachten dem 
betreffenden Ministerium anzuzeigen. 

3. Mit den Ober-Präsidenten und Zensur-Behörden über 
Zensur-Angelegenheiten zu korrespondiren usw. 
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4. Das Verbot des Verkaufs derjenigen, innerhalb oder ausser- 
halb Deutschlands mit oder ohne Zensur gedruckten Bücher, 
deren Debit unzulässig scheint, durch Berichte an die 
vorgedachten Ministerien zu veranlassen. 

VII. 

Die der Akademie der Wissenschaften und den Universitäten 
tisher verhehene Zensur-Freiheit wird auf 5 Jahre hiermit sus- 
pendirt. 

VIII. 

Die einländischen Buchhändler sind gehalten, die Bestimm- 
ungen des gegenwärtigen Gresetzes auch alsdann zu beobachten, 
wenn sie ein Buch im Auslande drucken lassen, auch sind sie dieser 
VerpfUchtung nicht entbunden, wenn die ganze Auflage blos fürs 
Ausland bestimmt ist. 

IX. 

Alle Druckschriften müssen mit dem Namen des Verlegers und 
Buchdruckers, letzterer am Ende des Werkes, alle Zeitungen und 
Zeitschriften mit dem Nanxen emes ün preussischen Staate wohn- 
haften bekannten Redakteurs versehen sein. — Die Ober- Zensur- 
behörde ist berechtigt, dem Unternehmer einer Zeitung zu erklären, 
dass der angegebene Redakteur nicht von der Art sey, das nöthige 
Zutrauen einzuflössen, in welchem Falle der Unternehmer ver- 
pflichtet ist, entweder einen anderen Redakteur anzunehmen, 
oder wenn er den ernannten beibehalten wiU, für ihn eme von Unse- 
ren oben erwähnten Staats-Ministerium zu bestimmende Kaution 
zu leisten. 

X. 

Es bleibt einem Buchdrucker oder Verleger überlassen, das von 
ihm zu druckende Werk entweder im Ganzen in einer deutlichen 
Abschrift, oder stückweise in gedruckten Probebogen zur Zensur 
einzureichen; in letzterem Falle hat er es sich jedoch selbst beizu- 
messen, wenn nach Vollendung eines Theüs des Druckes der Zensor 
einen folgenden Abschnitt unzulässig fände und durch Wegstreichen 
desselben das bereits Gedruckte unnütz würde. Das zur Zensur 
überreichte Manuscript wird von dem Zensor auf der ersten und 
letzten Seite mit seinem Namen und Datum bezeichnet. Ist das 
Werk bogenweise zur Zensur überreicht worden, so muss das 
Imprimatur auf jedem Bogen ausgedrückt sein. Die Erlaubniss 
zum Druck ist nur auf 1 Jahr gültig ; ist der Druck nicht im Laufe 
desselben besorgt worden, so muss eine neue Erlaubniss nachge- 
sucht werden. 

XI. 

Keine ausserhalb der Staaten des deutschen Bundes in deut- 
scher Sprache gedruckte Schrift, kann in den Königlichen Staaten 
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verkauft werden, ohne ausdrückliche Erlaubniss der Ober-Zensur- 
behörde. 

XII. 

Keine in Deutschland verlegte Schrift in irgend einer Sprache, 
wo auf dem Titel nicht der Name einer bekannten Verlagshandlung 
steht und welche der Buchhändler nicht durch diese oder eine 
andere bekannte, welche für die Richtigkeit dieses Namens Gewähr 
leistet, erhalten hat, darf verkauft werden. 

XIII. 

Der Buchdrucker und Verleger welcher die in gegenwärtigem 
Gesetze bestimmte Vorschrift befolgt und die Genehmigung zum 
Abdruck einer Schrift erhalten hat, wird von aller ferneren Ver- 
antwortlichkeit wegen ihres Inhalts völlig frey. Sollte der im § 6 
des Bundesgesetzes vom 20. September (ist in der Gresetz-Sammlung 
nicht zum Abdruck gelangt) vorausgesehene Fall eintreten, und 
die Bundesversammlung die Unterdrückung einer solchen unter 
gehöriger Beobachtung der Zensur- Vorschrift erschienenen Schrift 
verfügen, so hat der Verleger Anspruch auf Entschädigung zu 
machen. Dem Verfasser kann in keinem Falle eine gleichmässige 
vollständige Befreiung von VerantwortKchkeit zu Statten kommen, 
sondern, wenn es sich finden sollte, dass er des Zensors Aufmerk- 
samkeit zu hintergehen gewusst hat oder sonst durch unzulässige 
Mittel die Erlaubniss zum Druck erschlichen hätte so bleibt er 
deshalb nach wie vor verantwortUch. Ist in einem solchen Werke 
der Verfasser nicht genannt, so muss der Verleger denselben an- 
zeigen; wenn er dieses nicht kann oder nicht will so muss der 
Verleger an dessen Stelle die Verantwortung übernehmen. Uebrigens 
versteht es sich von selbst, dass, wenn in einer Schrift Stellen 
vorkommen wodurch eine Person sich für beleidigt hält, derselben, 
der erfolgten Zensur und Erlaubniss zum Druck ungeachtet, ihre 
Rechte gegen Verfasser und Verleger vorbehalten bleiben. 

Eine unveränderte neue Auflage eines Werkes, das seit der 
Bekanntmachung gegenwärtiger Zensur-Vorschrift mit Erlaubniss 
erschienen war, kann ohne weitere Zensur auch im Auslande 
gedruckt werden; nur muss der Verleger der Zensur-Behörde, 
unter welcher der Buchdrucker steht, die gehörige Anzeige machen. 

XV. 

Der Verleger ist, wenn er ein Werk mit Erlaubniss hat drucken 
lassen, zu keiner Entrichtung für Zensur- Gebühren, auch von 
Bekanntmachung gegenwärtiger Zensur- Vorschrift an, zu keiner 
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AbKefening von irgend einem Frei-Exemplar an eine Bibliothek 
verbunden. Jedoch verbleibt die Verpflichtung^zur Abgabe eines 
Exemplars an den Zensor. 

XVI. 

1. Jeder Buchdrucker in Unseren Staaten, welcher eine Schrift 
druckt, und jeder einländische Verleger, der eine Schrift im Inn- 
oder Auslande drucken lässt, ohne diesen Zensur-Vorschriften 
zu genügen, verfällt blos deshalb in eine polizeiliche Strafe nach 
Massgabe der Gefährlichkeit des Inhalts von 10 bis 100 Reichs- 
thaler und ausserdem ist die Polizei befugt, die ganze Auflage einer 
solchen Schrift in Beschlag zu nehmen. Bei Wiederholung dieses 
Vergehens wird die Strafe verdoppelt. Ist der Verfasser selbst 
Verleger, so treffen ihn auch die Strafen des Verlegers. 

Buchhändler imd Buchdrucker, die zum dritten Male sich 
solcher Vergehung schuldig machen, sollen der Bef ugniss zu diesem 
Gewerbe verlustig seyn. 

2. Ist der Inhalt einer solchen Schrift an sich strafbar, Be- 
treten ausserdem die gesetzlichen richterlichen Strafen ein wobei 
Wir erklären, dass bei frechem und unehrerbietigem Tadel und Ver- 
spottung der Landesgesetze und Anordnungen im Staate es nicht 
blos darauf ankommen soll, ob Missvergnügen und Unzufrieden- 
heit veranlasst worden sind, sondern eine Gef ängniss- oder Festungs- 
Strafe von Sechs Monaten bis zwei Jahren wegen solcher strafbaren 
Aeusserungen selbst verwirkt ist. — Eine gleiche Strafe soll statt 
finden, bei Verletzung der Ehrerbietung gegen die Mitglieder des 
Deutschen Bundes und gegen auswärtige Regenten und bei frechem, 
die Erregung von Missvergnügen abzweckenden Tadel ihrer 
Regierungen. 

3. Tür den Inhalt der Schrift ist zunächst der Verfasser,, 
wenn aber der Verleger diesen Unseren Gerichten nicht stellen 
kann oder will, auch der Verieger verantwortlich. 

4. Bios die Unterlassung der wahren Anzeige des Verlegers- 
auf dem Titel einer Schrift, wenn sie auch mit Zensur gedruckt ist, 
soll polizeilich mit einer Geldbusse von Fünf bis Fünfzig Reichs- 
thalern an den Verleger bestraft werden. Eben so soll der Drucker 
bestraft werden, der eine Zeitung oder periodische Schrift ohne- 
Namen des Redakteurs druckt. 

5. Wer verbotene Schriften verkauft oder sonst ausgiebt- 
soll ausser der Konfiskation der bei ihm davon vorhandenen 
Exemplare mit einer Polizeistrafe von Zehn bis Einhundert 
Reichsthalem, im Wiederholungsfalle mit Verdoppelung derselben^ 
und im dritten FaUe, ausser der doppelten Geldbusse, mit Verlust 
des Gewerbeä bestraft werden. 
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Zu den verbotenen gehören alle in Deutsehland ohne Namen 
des Verlegers erscheinende Schriften, imd alle deutschen Zeitungen 
und Zeitschriften, auf denen der Name des Redakteurs fehlt. 

XVII. 

Zeitungen xmd andere periodische (Zeit)schriften sobald sie 
Gregenstände der Religion, der PoUtik, Staatsverwaltung und der 
Geschichte gegenwärtiger Zeit in sich aufnehmen, dürfen nur mit 
Grenehmigung der oben gedachten Ministerien erscheinen, und 
sind von denselben zu unterdrücken, wenn sie von dieser Genehmi- 
gung schädlichen Gebrauch machen. 

So geschehen und gegeben Berlin den 18. Oktober 1819. 

Friedrich Wilhelm 

E. Fürst von Hardenberg. 



Kurz vor dem Ablauf des ursprünglich auf 5 Jahre befristeten 
Zensur Edikts erschien unterm 18. September 1824 folgende 

Allerhöchste Kabinetsordre. 

Mit Bezug auf den über das provisorische Pressgesetz unter 
Meiner Zustimmung genommenen Bundestags-Beschlu^s verordne 
Ich hierdurch auf den Bericht des Staatsministerii vom 2. ds. Mts., 
dass das Zensur-Edikt vom 18.0ktoker 1819, und die Bestimmungen, 
welche in Beziehung darauf später ergangen sind, femer gesetzliche 
Kraft behalten sollen, bis Ich darüber weitere Verordnungen 
erlassen werde. 

Das Staats-Ministerium hat die Aufnahme dieses Meines 
Befehls in die Gesetz- Sammlung zu veranlassen. 

Berlin, den 18. September 1824. 

Friedrich Wilhelm. 



Allerhöchste Kabinetsorder 

vom 6. August 1837. 

Zur Erläuterung und Ergänzimg der Verordnungen über die 
Zensur der Druckschriften vom 18. Oktober 1819 und 28. De- 
zember 1824 bestimme Ich hierdurch auf die Anträge des Staats- 
ministeriums Folgendes: 

1. Jeder Buchdrucker, welcher Zensurlücken andeutet, verfällt 
in die durch § XVI zu 1 der gedachten Verordnung vom 1 8. Okto- 
ber festgesetzte Strafe. 

2. Sämmtliche mländische Buchhändler, sie mögen zugleich 
im Auslande eine Buchhandlung besitzen oder nicht, sollen in Folge 
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der Vorschrift des § ^III der Verordnung vom 18. Oktober 1819 
und des § 6 Meiner Order vom 28. Dezember 1824 bei Ver- 
meidung der durch § XVI zu 1 der erstgedachten Verordnung fest- 
gesetzten Strafe verbunden seyn, auch ihre im Auslande zu 
druckenden oder für das Ausland bestimmten Verlagsartikel vor 
dem Drucke, der inländischen Zensur zu unterwerfen. 

3. Ausser den im § XVII der Verordnung vom 18. Oktober 1819 
bezeichneten Schriften, soll die Herausgabe aller anderen perio- 
dischen Schriften, ebenfalls von der vorgängigen Genehmigung 
der, mit der obersten Leitung der Zensur-Angelegenheiten beauf- 
tragten Ministerien abhängig gemacht werden. 

4. Nicht blos der Verkauf und das Ausgeben, sondern auch 
das Ausstellen und Anbieten verbotener Schriften ist mit den, 
im § XVI, No. 5 der Verordnung vom 18. Oktober 1819 angedrohten 
Strafen zu ahnden. Diese Strafen treffen den Verkäufer, Ausgeber, 
Aussteller oder Anbieter verbotener Schriften auch dann, wenn 
er nicht zu den Gewerbetreibenden gehört. Bei solchen Personen 
tritt, wenn sie sich dergleichen Vergehungen zum dritten Male 
schuldig machen, statt Verlustes des Gewerbes eine Gefängniss- 
strafe von drei Monaten bis zu einem Jahre ein, welche in ferneren 
Wiederholungsfällen bis auf das Doppelte gesteigert werden kann. 

5. Die im § XI der Verordnung vom 18. Oktober 1819 be- 
zeichneten ausserhalb der Staaten des Deutschen Bundes in Deut- 
scher Sprache, sowie die in Meiner Order vom 19. Februar 1834 
erwähnten, ausserhalb der Preussischen Staaten in Polnischer 
Sprache erschienenen, oder künftig erscheinenden Schriften sind, 
so lange die Ober-Zensurbehörde nicht die besondere Erlaubniss 
zum Verkauf derselben ertheilt hat, als verbotene zu betrachten. 
Wer solche Schriften, Anzeigen oder einzelne Blätter verkauft, 
oder ausgiebt, ausstellt, anbietet, bevor die Ober-Zensurbehörde 
den Debit derselben verstattet hat, verfällt daher ebenfalls in die 
im§ XVI No. 5 der Verordnung vom 18. Oktober 1819 festgesetzte 
Strafe. 

6. Ausser den in der Verordnung vom 18. Oktober 1819 zu 
§ XI und den in Meinen Erlassen vom 19. Februar 1834 und 29. Au- 
gust 1835 erwähnten sowie denjenigen Schriften, deren Verkauf 
und Verbreitung durch spezielle Verfügungen der kompetenten 
Behörde untersagt ist oder künftig untersagt werden möchte, 
gehören zu den in Gemässheit der Schlussbestimmung des § XVI der 
Verordnxmg vom 18. Oktober 1819 verbotenen Schriften, auch 
alle in Deutschland ohne Namen des Verlegers erscheinenden 
Schriften und alle Deutschen Zeitungen und Zeitschriften, auf denen 
der Name des Redakteurs fehlt. 
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Diesen Befehl hat das Staatsministerium durch die Gesetz- 
sammlung zur allgemeinen Kenntniss und Nachachtung zu bringen. 

Berlin den 6. August 1837. 

gez. Friedrich Wilhelm. 



Die Allerhöchste Kabinetsorder vom 4. Oktober 1842 lautet: 

Indem ich eine Revision der für das Zensurwesen in Meinen 
Staaten bestehenden Verordnungen und Verwaltimgsformen an- 
geordnet habe, will Ich, ohne die Beendigung dieser bei ihrer 
grossen Wichtigkeit längere Vorbereitung und Zeit erfordernden 
Arbeiten abzuwarten, schon jetzt die Presse von einer durch die 
Bundesgesetzgebung nicht geforderten Beschränkung befreien, 
indem ich bestimme: dass die in Meinen Staaten erscheinenden 
Bücher, deren Text mit Ausschluss der Beilagen Zwanzig Druck- 
bogen übersteigt, wenn sowohl der Verfasser als der Verleger auf 
dem Titel genannt ist, der Zensur ferner nicht mehr unterworfen 
sein soUen. Auf Bücher, welche in einzelnen Lieferungen erscheinen 
erstreckt sich diese Bestimmung nur insofern, als der Text jeder 
Abtheilung Zwanzig Druckbogen übersteigt. — Von jeder hiernach 
ohne Zensur erscheinenden muss vierundzwanzijg Stunden vor 
ihrer Austheilung ein Exemplar bei der Polizeibehörde niedergelegt 
werden. Für die Befolgung dieser Vorschrift sind die Verfasser 
und Verleger, imgleichen der Drucker, dessen Name auf dem Titel 
oder am Schluss des Werkes angegeben seyn muss, bei einer polizei- 
lichen Geldstrafe von 10 bis 100 Thalern verantwortlich. — Ueber 
die Festsetzung dieser Geldbusse entscheidet der Ober-Präsident 
unter Vorbehalt des Rekurses an den Minister des Innern; der 
Rekurs muss innerhalb 10 Tagen nach Publikation des Resoluts 
des Ober-Präsidenten bei letzterem angemeldet werden. — Die 
bisherigen Strafgesetze gegen die im Wege der Presse verübten 
Verbrechen, und namentlich die Bestimmungen im Artikel 16 
No. 2 und 3 des Zensur-Ediks vom 18. Oktober 1819 bleiben auch 
in Beziehung auf diejenigen Bücher in Kraft, welche fortan von 
der Zensur befreit sind. Das Staatsministerium hat diese Order 
durch die Gesetz- Sammlung zur öffentlichen Kenntniss zu bringen. 

Berlin den 4. Oktober 1842. 

Friedrieh Wilhelm. 

An das Staatsministerium. 
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Gegen bildliche Darstellungen, namentlich das Feilhalten 
und Verbreiten von Karrikaturen, Zerr- und Spottbildem wendet 
sich nachstehende 

Allerhöchste Kabinetsorder 

vom 3. Februar 1843. 

Ich habe mit Unwillen wahrgenommen, bis zu welchem 
hohen Grade in der letzten Zeit der Unfug gestiegen ist, durch 
bildliche Darstellungen die Religion und den Staat herab zu win*- 
digen und zu verspotten, so wie die Sitthchkeit und die persönliche 
Ehre zu verletzen. — Um diesem Unfuge für die Folge vorzubeugen, 
bestimme Ich hierdurch, dass bildUche Darstellungen, durch welche 
die Sittlichkeit gröbhch verletzt wird, überhaupt nicht, Karrika- 
turen, Zerr- oder Spottbilder jeder Art aber nicht anders verviel- 
fältigt, feilgehalten, verkauft, ausgestellt, ausgelegt oder verbreitet 
werden dürfen, als wenn dazu vorher die Genehmigimg der Polizei- 
behörde des Ortes, wo die Vervielfältigung beabsichtigt wird, 
oder im Falle die Bilder im Auslande angefertigt sind, die Greneh- 
migung der Polizeibehörde des Orts, wo der Verkauf oder die Ver- 
breitung derselben stattfinden soll, eingeholt worden ist. Wer 
diesen Bestimmungen zuwider handelt, hat ausser der Strafe, 
welche ihn wegen eines dadurch etwa zugleich verübten Verbrechens 
trifft, diejenige Strafe verwirkt, mit welcher im Artikel 16. No. 5 
der Verordnung vom 18. Oktober 1819 und im § 4 der Order vom 
6. August 1837 der Verkauf usw. verbotener Schriften bedroht ist. 
Die vorgefundenen Exemplare solcher bildUchen Darstellungen 
sind zu konfiszieren und zu vernichten. Die Untersuchung und 
Bestrafung der gedachten Vergehen wird eben denjenigen Behörden 
übertragen, denen solche in Ansehung der Vergehen gegen die 
Zensurgesetze zusteht. 

*^ Das Staatsministerium hat hiernach das Weitere zu ver- 
anlassen. 

Berlin den 3. Februar 1843. 

Friedrich Wilhelm. 



Allerhöchste Kabinetsordet 

vom 4. Februar 1843 

betr. die Zensur von Zeitungen und Flugschriften p. p. 

Seit Meinem Regierungsantritt ist die Regelung der Press- 
verhältnisse Gegenstand meiner ernstesten Vorsorge und wieder- 
holten Anordnungen gewesen. Unterm 10. Dezember 1841 habe 
Ich dem Staats-Ministerio die Grundzüge bezeichnet, wonach 
Ich insbesondere die Zeitungen und Flugschriften behandelt wissen 
wollte. Im Oktober vorigen Jahres habe Ich demnächst die Zensur 
aller Schriften über zwanzig Bogen völlig aufgehoben, obgleich 
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es schon damals zu Tage lag, dass Meine Befehle über Behandlung 
<ier Zeitungspresse von einem grossen Theil der Zensoren gänzlich 
missverstanden und durch ungeschickte Behandlung der Sache 
völlig verfehlt waren. Die dadurch veranlassten, immer zuneh- 
menden Ausschreitmigen der Tagesblätter machen daher ange- 
messenere Instruktionen für die Zensoren unumgänglich nöthig. 
Was Ich durch die genannten Verordnungen gewollt, das will Ich 
unabänderlich noch: die Wissenschaf t und die Litteratur von jeder 
hemmenden Fessel befreien, und ihr dadurch den vollen Einfluss 
Äuf das geistige Leben der Nation sichern, der ihrer Natur und 
Würde entspricht; — der Tagespresse aber innerhalb des Ge- 
biets, in welchem auch sie Heilsames in reichem Maasse wirken kann, 
wenn sie ihren wahren Beruf nicht verkennt, alle zulässige Freiheit 
<lazu gestatten. — Was Ich nicht will, ist : die Auflösung der Wissen- 
schaft und Litteratur in Zeitungsschreiberei, die Gleichstellung 
beider in Würde und Ansprüchen, das Uebel schrankenloser 
Verbreitung verführerischer Irrthümer und verderbter Theorien 
über die heiligsten und ehrwürdigsten Angelegenheiten der Ge- 
sellschaft auf dem leichtesten Wege und in der flüchtigsten Form 
Tinter eine Klasse der Bevölkerung, welcher diese Form lockender, 
und Zeitungsblätter zugängHcher sind, als die Produkte ernster 
Prüfung und gründücher Wissenschaft. Ich bin deshalb mit der 
AUS diesem Gesichtspunkte entworfenen. Mir vom Staats-Ministerio 
vorgelegten Zensur-Instruktion ganz einverstanden, und indem 
Ich dieselbe hierdurch genehmige, trage ich dem Staats-Ministerio 
auf, sie zugleich mit dieser Order zur öffentlichen Kenntniss zu 
bringen. 

Berlin, den 4. Februar 1843. 

Friedrich Wilhelm. 

Die Zensur-Instruktion vom 31. Januar 1843 enthält folgende 
Bestimmungen : 

1. Die Zensur soll keine ernsthafte und bescheidene Unter- 
suchung der Wahrheit hindern, noch den Schriftstellern unge- 
bührlichen Zwang auflegen, noch den freien Verkehr des Buch- 
handels hemmen. 

2. Durch die Zensur soll dagegen der Druck solcher Schriften 
verhindert werden, welche mit den Hauptgrundsätzen der Religion 
im Allgemeinen und des christlichen Glaubens insbesondere im 
Widerspruch stehen. 

Hiemach sind also Schriften, durch welche e^'ne der christ- 
lichen Kirchen oder eine im Staate geduldete Religionsgesellschaft, 
oder ihre Lehren, Einrichtungen oder Gebräuche oder die Gegen- 
stände ihrer Verehrung herabgewürdigt, geschmäht oder verspottet 
iverden, für unzulässig zum Druck zu achten. 

736232A 
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3. Unzulässig zum Druck ist femer was die Moral und guten^ 
Sitten beleidigt. 

4. Die Druek-Erlaubniss ist femer solchen Schriften zu ver- 
sagen, welche die Würde, die innere und äussere Sicherheit, sowohl 
des Preussischen Staats, als der übrigen Deutschen Bundesstaaten, 
verletzen, also auf Erschütterung der Verfassung des Preussischen 
Staates abzielen, Missvergnügen erregen und gegen bestehend» 
Verordnungen aufzureizen bezwecken; p. p. 

5. Endlich darf der Zensor n'chts zum Druck verstatten, 
was auf die Kränkung der persönlichen Ehre und des guten Namens- 
Anderer abzielt. 

Berlin, den 31. Januar 1843. 

Das Staats-Ministerium. 

Prinz von Preussen. 

von Boyen. Mühler. v. Nagler. Rother Graf von Alvensleben. 

Eichhorn, von Thile. von Savigny. v. Bodelschwingh. 

Graf zu Stolberg. Graf Arnim. 



Das Jahr 1848 brachte endlich die Aufhebung der Zensur 
durch das Gesetz vom 17. März desselben Jahres, nachdem, wie in 
der Einleitung gesagt wird, der König bereits im vergangenen 
Jahre bei der deutschen Bundesversammlung eine auf Zensur^ 
freiheit beruhende Pressgesetzgebung in Antrag gebracht hatte, 
welcher jedoch durch Bundesbeschluss vom 3. März 1848 zwar 
abgelehnt worden war, jedoch zur Folge hatte, dass das unterm 
20. September 1819 erlassene Bundespressgesetz (Zensuredikt) 
aufgehoben wurde. Daher erging auf Antrag des Staats-Ministeri- 
ums ,, unter Vorbehalt eines nach Anhörung des Vereinigten Land- 
tags zu erlassenden Pressgesetzes", das vorerwähnte vorläufige^ 
Pressgesetz. 

Dasselbe hob die Zensur und alle hierauf bezüglichen Be- 
stimmungen, Anordnungen, Einrichtungen und Strafvorschriften 
auf, verwies alle in Druckschriften p.p. verübte Verbrechen oder 
Vergehen vor die ordentlichen Gerichte und bestimmte, dass am 
Schluss einer jeden Druckschrift Name und Wohnort des Druckers 
sowie auf jedem mechanisch vervielfältigten Bildwerke der Name 
des Vervielfältigers angegeben sein müsse. 

Für periodisch erscheinende Zeitschriften musste vor der 
Herausgabe dem Ober-Präsidenten ein Prospekt über die Gegen- 
stände, mit welchen sich die Zeitschrift beschäftigen wollte, ein-^ 
gereicht, sowie eine Kaution von 400 bis zu 4000 Rthlr., je: 
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nach Grösse und Auflage des Blattes, bei der betr. Regierungs-^ 
Hauptkasse hinterlegt werden.^) 

Die Polizeibehörden waren berechtigt, zur Verbreitung be- 
stimmte Druckschriften oder Bildwerke, durch welche nach ihrem 
Ermessen ein Strafgesetz verletzt worden war, vorläufig in Beschlag 
zu nehmen, mussten jedoch innerhalb 24 Stunden die gerichtliche 
Verfolgung beantragen. 



Aus den Tagen- der Zensur in Preussen. 

Zur Zeit der Zensur wurde dem Berliner Romanschriftsteller 
Heinrich Smid der Anfang einer Novelle vom Zensor gestrichen, 
weil in derselben ein umgeworfener Postwagen am Leipziger Tore 
in Berlin vorkam ; denn, rechtfertigte der Zensor seine Handlungs- 
weise — , erstens erzeuge dergleichen Erdichtung ein Missvergnügen 
gegen des Herrn General-Postmeister Nagler's Exzellenz und 
zweitens werde zwar Nacht, Nebel, Sturm und Unwetter als Grund 
angeführt, allein es errege dergleichen doch immer eine Unzu- 
friedenheit mit dem Dienste der Postillone, die unter allen Um- 
ständen gut fahren müssen, und es thue drittens auch der Staatskasse 
Abbruch, wenn man dem reisenden Publikum das Gefühl der 
Unsicherheit der Reisen mit der königlich preussischen Post 
beibringe. 



^) Siehe § 12 des preussischen Pressgesetzes vom 12. Mai 1851. 
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VIL 

Zusammenstellung 

der für den Verbreiter uon Druckschriften p. p, 
erforderlichen Austüeispapiere. 



Anmerkung. Die Verbreitung von „Druckschriften" p. p. 
^ann, wie vorstehend angegeben, ausgeübt werden: 

1. Unentgeltlich ohne jeden Gewinn, also z. B. aus Gefällig- 
keit; 

2. Nicht gewerbsmässig, wenn auch mit Gewinnerzielung, 
aber nur gelegentlich einmal, neben einer anderen Be- 
schäftigung; 

3. Gewerbsmässig, das ist also eine auf Wiederholung und 
Gewinnerzielung gerichtete Verbreitungsart; dieses kam 
auch eine einmalige sein, wenn die Absicht besteht, diese 
Tätigkeit in der Folge zu wiederholen. 

Oeffentliche Orte und geschlossene Räume sind keine gegen- 
sätzlichen Begriffe, z. B. Säle, Hausflure in Privathäusern, die zu 
gewissen Stunden jedermann zugängUch sind, usw. ^ ^^j 



A. Ohne jede Einschränkung ist frei: '^'^^ 

1. Der gewerbsmässige und nicht gewerbsmässige Vertrieb 
aller erlaubten Druckschriften p. p. von Haus zu Haus 
am Orte; (ambulanter Gewerbebetrieb). 

2. Das Aufsuchen von Bestellungen auf Druckschriften p. p. 
innerhalb des Gemeindebezirks bei jedermann. 

3. Das nicht gewerbsmässige öffentliche Verbreiten von 
Druckschriften p. p. sowohl auf öffentlichen Strassen, 
Wegen und Plätzen als auch in öffentlichen Versammlungs- 
räumen, Wirtschaften usw. 

Dasselbe kann jedoch bestraften und übelberüchtigten 
Personen von der Polizeibehörde verboten werden. 

4. Jede Art des Verteilens von Stimmzetteln und Druck- 
schriften zu Wahlzwecken bei der Wahl zum .Reichs- und 
Landtage in der Zeit von der amtlichen Bekanntmachung 
des Wahltages bis zur Beendigung des Wahlaktes. 

B. Eines stets mitzuführenden Erlaubnisscheines bedarf: 

1. Derjenige, welcher auf öffentlichen Strassen, Wegen und 
Plätzen Bekanntmachungen, Plakate und Aufrufe vorge- 
schriebenen Inhaltes anheften, anschlagen oder unent- 
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geltlich verteilen will. (Preussisches Pressgesetz vom 
12. Mai 1851, § 10 und 41). 

2. Derjenige, welcher auf öffentlichen Strassen p. p. gemäss 
§ 43 der R.-G.-O. gewerbsmässig Druckschriften p. p. 
ausrufen oder sonstwie verbreiten will. 

C Einer Legitimationskarte bedarf derjenige Handlungsreisende, 
welcher ausserhalb seines Gemeindebezirks Bestellungen 
auf Druckschriften etc. aufsuchen will; derselbe darf zu 
diesem Zwecke ohne besondere Einladung zu jedermann 
gehen. (§ 44 und 44a d. R.-G.-O.) 

D. Einen Wandergewerbeschein sowie ein Druekschriftenver- 
zeiehnis muss derjenige ortsfremde Hausierer bei sich 
führen, der die ihm gestatteten Drucksachen p. p. von 
Haus zu Haus, also innerhalb geschlossener Bäume ver- 
treiben will. 

J"]. Einen Wandergewerbesehein, ein Druckschriften - Verzeichnis 
sowie einen Erlaubnissehein der betreffenden Ortspolizei- 
behörde muss derjenige ortsfremde Hausierer bei sich 
führen, der den Vertrieb seiner erlaubten Druckschriften 
p.p. auf öffentlichen Strassen, Vt^egen und Plätzen oder an 
anderen öffentlichen Orten — z. B. auf Jahrmärkten — 
ausüben will. 




— 45 — 



Sachregister. 



Soite 

Anheften von Plakaten etc 5, 15 

Anklageschrift, deren Veröffentlichung 11 

Anmeldung des Pressgewerbes 17, 20 

Anschlagen von Bekanntmachungen 5, 8, 15 

Anschlagezettel, Inhalt derselben 5 

Ansichtspostkarten 9, 25 

Aufforderungen, öffentliche, zur Aufbringung von Geldstrafen . . 11 

Aufrufe, Anheften etc 5, 15 

Ausländische Zeitschriften, Verbot der« 11 

Auslegen von Plakaten etc. . 8, 15 

Ausstellen von Plakaten etc 8, 15 

Automaten, Verbreiten durch dieselben 26 

Befugnis zwn Pressgewerbe, Entziehung ders 8 

Behördliche Druckschriften 11 

Bekanntmachungen 5, 15, 21, 24, 26 

„ behördliche, Verpflichtung zur Auf nähme derselben 10 

Beschlagnahme von Druckschriften 13 

Bestellungensuchen auf Druckschriften 17 

Bibliotheken, Freiexemplare für dieselben 16 

Bildliche Darstellungen 25 

Darstellungen bildliche 8 

Drucker, Angabe desselben auf Drucksachen 9 

Druckschriften, Bezeichnung derselben 8, 9 

Bestellungen suchen auf solche 17 

gewerbliche 9 

für häusliche Zwecke 9 

von Behörden 11 

gewerbsmässiges Verbreiten ders 18, 22 

nicht gewerbsmässiges Verbreiten ders. ... 9, 24, 26 

deren Feilbieten verboten 21 

deren Feilbieten im Umherziehen verboten ... 17 

unsittliche 17, 21 



46 

Einladungszettel 

Entscheidungen zur R.-Oew.-Ordnimg 

ziun preuss. Pressgesetz 

— Reichs- Pressgesetz 

Erlaubnisschein 5, 18, 

Erlaubnisschein der Polizeibehörde 

Erzeugnisse der Presse 



»» 



Freiexemplare s. Bibliotheken 



Geschriebene Schriften 

Gesetz, preussisches, über die Presse vom 12. 5. 1851 

„ Reichs- über die Presse vom 7. 6. 1874 

Gerichtsstand bei Pressvergehen 

Gewerbsmässige Verbreitung 18, i 



Herausgeber, Bezeichnung desselben . . . 
Inhalt von Anschlagezetteln und Plakaten 



Kolporteur 17, 

Korrespondenzen, autographierte für Redakteure II 

Kriegsgefahr, Veröffentlichungen während derselben 11, li 

Landesgesetzliche Bestimmungen, soweit dieselben neben dem Reichs- 

Pressgesetz noch gelten li 

Legitimationskarte 17, 

Legitiniationsschein 18, 

Lieder siehe Musikalien 



Musikalien mit Text etc. 



Namen des Druckers J 

„ des Verfassers » . . . 9 



,, des Verlegers 

Nichtgewerbsmässige Verbreitung 9, 24, 20 

Oeff entliche Verbreitiuig, nicht gewerbsmässig 9, 24, 21 

„ »> gewerbsmässig 18, 2t 

Ordnung der Presse ^ 

Orte, öffentliche 22, 23 

Plakate 5, 15, 24, 2* 

Polizeiliche Erlaubnis 11^ 

Postkarten siehe Ansichtskarten. 

Presse, Ordnimg derselben 9 

Pressgesetz, preussisches von 1851 ♦ 

Reichs- von 1874 8 



47 - 

Seiten 

Pressgewerbe, Anmeldung desselben 17, 20" 

Presse, Steuerfreiheit ders 16 

Pressvergehen, Gerichtsstand 8 

Raum, geschlossener 22, 23 

Redakteur, verantwortlicher, Bezeichnung dess 9, 10 

Verpflichtung zur Aufnahme 10 



>> 



Schriften, geschriebene 8 

„ Vervielfältigung ders 8 

Stimmzettel für Wahlzwecke 9, 18, 19, 22 

Strafbestimmungen, zum preuss. Pressgesetz 7 

zur R.- Gew. -Ordnung 20 

R.- Pressgesetz 12, 13 






Unentgeltliches Verteilen 5, 19 

Unsittliche Druckschriften 17, 21 

Unterlfitösene Anzeige 20- 

Verbot für ausländ. Druckschriften 11 

Verbreitung, Begriff derselben 8, 18 

„ gewerbsmässige 18, 22 

„ nicht gewerbsmässige 9, 24, 26 

Verfasser, Angabe desselben 9* 

Verjährungsfristen 7, 13 

Verjähnuig von Zuwiderhandlungen 7 

Veröffentlichungen während einer ELriegsgefahr 11, 15- 

Verleger, Angabe desselben 9 

Verpflichtung des Redakteurs zur Aufnahme von amtlichen Bekannt- 
machungen 10 

Verpflichtung des Redakteurs zur Aufnahme von Berichtigungen . 10 

Verteilen, unentgeltliches 5, 15, 18, 22, 25 

Vervielfältigung von Schriften 8 

Zeitschriften, Ordnungsangaben auf denselben '9 

Abgabe einer Nummer an die Ortspolizeibehörde . 10- 

ausländische 11 

Zeitungen Ordnungsangaben auf dens 9- 

Zuwiderhandlungen bez. des Anschlagens oder. Anheftens von 

Plakaten etc 7 

Zuwiderhandlungen, Verjährungen ders 7' 







t 



•V 



>i. 



f. 



Vi'A i^ O K^O** 







